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Bekanntmachung
der Neufassung des Polizeiaufgabengesetzes

Vom 24. Oktober 1974

Auf Grund des § 37 Abs. 1 Nr. 2 des Zweiten Geset­
zes zur Bereinigung des Landesrechts und zur Anpas­
sung von Straf- und Bußgeldvorschriften an das Bun­
desrecht vom 24. Juli 1974 (GVB1 S. 354) wird nach­
stehend der Wortlaut des Polizeiaufgabengesetzes in 
der vom 1. Januar 1975 an geltenden Fassung be­
kanntgemacht.

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch

a) Art. 33 des Forststrafgesetzes vom 9. Juli 1965 
(GVB1S. 117);

b) Art. 4 des Gesetzes zur Ausführung des Vereins­
gesetzes vom 15. Dezember 1965 (GVB1 S. 346);

c) § 3 des Dritten Gesetzes zur Änderung des Landes­
straf- und Verordnungsgesetzes vom 25. Oktober 
1966 (GVB1S. 323);

d) § 3 des Gesetzes zur Änderung des Polizeiorgani­
sationsgesetzes vom 22. Juli 1968 (GVB1 S. 243);

e) § 2 Abs. 3 des Gesetzes zur Änderung des Kosten­
gesetzes vom 24. Juni 1969 (GVB1 S. 149);

f) § 14 des Gesetzes zur Bereinigung des Landes­
rechts und zur Anpassung von Straf- und Bußgeld­
vorschriften an das Bundesrecht (StrBerAnpG) 
vom 31. Juli 1970 (GVB1 S. 345, ber. S. 456) und

g) § 5 des Zweiten Gesetzes zur Bereinigung des Lan­
desrechts und zur Anpassung von Straf- und Buß­
geldvorschriften an das Bundesrecht.

München, den 24. Oktober 1974

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Merk, Staatsminister

Gesetz
über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei 
in Bayern (Polizeiaufgabengesetz — PAG —) 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. Oktober 1974

I. Begriff und Aufgaben der Polizei

Art. 1

Polizei im Sinne dieses Gesetzes sind die im Voll­
zugsdienst tätigen Dienstkräfte der Polizei des Staa­
tes und der Gemeinden.

Art. 2

Die Polizei hat die Aufgabe, als Vollzugsorgan der 
Behörden der allgemeinen inneren Verwaltung und 
als Hilfsorgan anderer Verwaltungsbehörden bei der

Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung durch Abwehr von Gefahren und durch Un­
terbindung und Beseitigung von Störungen mitzu­
wirken. Im Rahmen dieser Aufgabe hat sie insbeson­
dere die Verfassung und die Grundrechte zu schüt­
zen sowie bei Unglücksfällen und bei gemeiner Ge­
fahr oder Not unbeschadet der Aufgaben anderer Ein­
richtungen die erforderliche Hilfe zu leisten. Soweit 
es nötig ist und nicht andere Aufgaben vordringlicher 
sind, soll sie auch sonst Verletzten und Hilflosen Bei­
stand leisten und ärztliche Hilfe verschaffen.

Art. 3

Die Polizei hat ferner die Aufgaben zu erfüllen, 
die ihr durch andere Gesetze zugewiesen sind, insbe­
sondere Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten zu 
verfolgen.

II. Allgemeine Bestimmungen über die Befugnisse der
Polizei

Art. 4

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgabe nach Art. 2 ist die 
Polizei befugt, im Rahmen der geltenden Gesetze, 
insbesondere der folgenden Vorschriften, Maßnah­
men zu treffen.

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben, die ihr durch an­
dere Gesetze zugewiesen sind (Art. 3), hat die Poli­
zei die dort vorgesehenen Befugnisse. Soweit solche 
Gesetze Befugnisse der Polizei nicht regeln, hat sie 
die Befugnisse, die ihr nach diesem Gesetz zur Erfül­
lung ihrer Aufgabe nach Art. 2 zustehen.

Art. 5

(1) Maßnahmen nach Abschnitt III dieses Gesetzes 
darf die Polizei nur treffen, wenn die dort vorgesehe­
nen besonderen Voraussetzungen gegeben sind.

(2) Im übrigen darf die Polizei Maßnahmen gegen 
Personen oder Sachen gegen den Willen oder ohne 
den erkennbaren Willen der Person oder des für die 
Sache Verantwortlichen nur treffen, um

1. rechtswidrige Taten, die den Tatbestand eines 
Strafgesetzes oder einer Ordnungswidrigkeit ver­
wirklichen, oder verfassungsfeindliche Handlungen 
zu verhüten oder zu unterbinden,

2. durch solche Handlungen verursachte Zustände zu 
beseitigen,

3. Gefahren abzuwehren oder Störungen zu beseiti­
gen, die Leben, Gesundheit oder die Freiheit von 
Menschen oder Sachwerte, deren Erhaltung im öf­
fentlichen Interesse geboten erscheint, bedrohen 
oder verletzen.

(3) Verfassungsfeindlich im Sinne dieses Gesetzes 
ist eine Handlung, die darauf gerichtet ist, die ver­
fassungsmäßige  Ordnung  der  Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder auf verfassungs­
widrige Weise zu stören oder zu ändern, ohne den
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Tatbestand eines Strafgesetzes oder einer Ordnungs­
widrigkeit zu verwirklichen.

Art. 6
Die Polizei darf nur die Maßnahmen treffen, die 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind.

Art. 7
Soweit die Polizei nicht im Einzelfall auf Weisung 

einer zuständigen Behörde tätig wird, soll sie sich in 
den Fällen, in denen sie Maßnahmen gegen Personen 
oder Sachen treffen darf, auf unaufschiebbare Maß­
nahmen beschränken.

Art. 8

(1) Die Polizei hat bei der Erfüllung ihrer Aufga­
ben unter mehreren möglichen und geeigneten Maß­
nahmen diejenigen zu treffen, die den einzelnen und 
die Allgemeinheit am wenigsten beeinträchtigen.
(2) Ein durch eine Maßnahme der Polizei zu erwar­
tender Schaden darf nicht erkennbar außer Verhältnis 
zu dem beabsichtigten Erfolg stehen.
(3) Maßnahmen sind nur zulässig, bis ihr Zweck 
erreicht ist oder bis sich zeigt, daß ihr Zweck nicht er­
reicht werden kann.

Art. 9

(1) Macht das Verhältnis oder der Zustand einer 
Person Maßnahmen der Polizei nach diesem Gesetz 
notwendig, so sind diese gegen die Person zu richten, 
die die Gefahr oder die Störung verursacht hat.
(2) Hat ein strafunmündiges Kind oder eine Per­
son, die wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwä­
che entmündigt oder unter vorläufige Vormundschaft 
gestellt ist, die Gefahr oder die Störung verursacht, 
so kann die Polizei ihre Maßnahmen auch gegen den 
richten, dem die Aufsicht über eine solche Person ob­
liegt.
(3) Hat eine Person, die zu einer Verrichtung be­
stellt ist, in Ausführung dieser Verrichtung die Ge­
fahr oder die Störung verursacht, so kann die Polizei 
ihre Maßnahmen auch gegen den richten, der die Per­
son zu der Verrichtung bestellt hat.

Art. 10

(1) Macht das Verhalten oder der Zustand eines Tie­
res oder der Zustand einer anderen Sache Maßnah­
men der Polizei nach diesem Gesetz notwendig, so 
sind diese gegen den Inhaber der tatsächlichen Ge­
walt zu richten.
(2) Die Polizei kann ihre Maßnahmen auch gegen 
den Eigentümer oder den sonst dinglich Verfügungs­
berechtigten richten. Dies gilt nicht, wenn der Inha­
ber der tatsächlichen Gewalt diese gegen den Willen 
des Eigentümers oder sonst dinglich Verfügungs­
berechtigten ausübt.
(3) Soweit auf Grund besonderer Rechtsvorschrif­
ten eine andere Person verantwortlich ist, sind die 
Maßnahmen in erster Linie gegen diese zu richten.

Art. 11

(1) Die Polizei hat die Gefahr oder die Störung 
selbst oder durch vertraglich Beauftragte zu beseiti­
gen, wenn
1. Maßnahmen gegen eine nach den Art. 9 oder 10 ver­
antwortliche Person nicht oder nicht rechtzeitig 
möglich sind,
2. die verantwortliche Person einer an sie gerichteten 
Aufforderung der Polizei zur Beseitigung der Ge­
fahr oder der Störung nicht nachkommt und die 
Polizei die Befolgung der Aufforderung nicht er­
zwingen kann oder nach dem Grundsatz der Ver­
hältnismäßigkeit (Art. 8) nicht erzwingen darf.
(2) Ist im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 eine verant­

wortliche Person vorhanden, so hat die Polizei diese 
zu benachrichtigen, wenn und sobald dies möglich ist.

Art. 12
(1) Zur Abwehr einer unmittelbar bevorstehenden 
erheblichen Gefahr oder zur Beseitigung einer erheb­
lichen Störung kann die Polizei Maßnahmen auch ge­
gen eine Person richten, die nicht nach Art. 9 oder 10 
verantwortlich ist, insbesondere sie zur Hilfeleistung 
anhalten, wenn und soweit weder Maßnahmen gegen 
die verantwortliche Person noch Maßnahmen nach 
Art. 11 möglich, ausreichend oder zulässig sind.
(2) Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nicht getrof­

fen werden, wenn die nicht verantwortliche Person 
dadurch selbst an Leben oder Gesundheit gefährdet 
oder an der Erfüllung überwiegender anderweitiger 
Pflichten gehindert würde.

Art. 13
(1) Erläßt die Polizei eine Anordnung, in der von 
einer Person ein Handeln, Dulden oder Unterlassen 
verlangt wird, so muß diese Anordnung inhaltlich 
hinreichend bestimmt sein. Es darf kein unzulässiges 
oder unmögliches Verhalten verlangt werden.
(2) Die Anordnung kann schriftlich, mündlich oder 
durch Zeichen gegeben werden.
(3) Allgemein verbindliche Anordnungen, die ein 
Gebot oder Verbot für eine unbestimmte Anzahl von 
Fällen enthalten (Verordnungen), dürfen von der Po­
lizei nicht erlassen werden. Anordnungen, die sich in 
einem bestimmten Fall an eine unbestimmte Anzahl 
von Personen richten, sind zulässig.

III. Besondere Bestimmungen über die Befugnisse der 
Polizei

1. Anhaltung, Vorführung, Platzverweis, Gewahrsam 

Art. 14
(1) Die Polizei kann eine Person zur Feststellung 
ihrer Personalien anhalten, wenn dies erforderlich ist
1. zur Ermittlung oder Aufklärung einer Straftat 
oder einer Ordnungswidrigkeit,
2. zur Ermittlung oder Aufklärung einer verfassungs­
feindlichen Handlung,
3. zur Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten, weil 
diese Person dringend verdächtig ist, geschlechts­
krank zu sein und eine Geschlechtskrankheit weiter 
zu verbreiten,
4. zur Sicherung eines genügend glaubhaft gemachten 
Rechtsanspruchs einer dem Anzuhaltenden gegen­
über zur Selbsthilfe berechtigten Person, wenn die 
sonst vorgesehene obrigkeitliche Hilfe, insbesondere 
die der Gerichte, nicht rechtzeitig in Anspruch ge­
nommen werden kann,
5. zur Feststellung, ob diese Person unstet umherzieht, 
sofern bestimmte Tatsachen vorliegen, aus denen 
zu schließen ist, daß sie keinen festen Wohnsitz hat,
6. zur Überprüfung von Orten, wenn bestimmte Tat­
sachen vorliegen, aus denen zu schließen ist, daß 
sich dort Verurteilte oder unerlaubt aufhaltende 
Personen versteckt halten, treffen oder rechtswid­
rige Taten, die den Tatbestand eines Strafgesetzes 
verwirklichen, oder verfassungsfeindliche Hand­
lungen verabreden,
7. zur Sicherung von Flugplätzen, Luftfahrzeugen, 
Bahnanlagen, Versorgungsanlagen und -einrich- 
tungen, Amtsgebäuden oder ausländischen Vertre­
tungen, wenn bestimmte Tatsachen vorliegen, aus 
denen zu schließen ist, daß Straftaten in oder an 
Objekten dieser Art begangen werden sollen,
8. zur Verhütung oder Unterbindung unerlaubter 
Überschreitung der Landesgrenze in dem als „Zoll­
grenzbezirk“ oder „Zonengrenzbezirk“ gekenn­
zeichneten Gebiet und in Flugplatzbereichen.
(2) Die Polizei kann eine Person, die auf Grund ei­

ner Rechtsvorschrift unter bestimmten Voraussetzun­
gen verpflichtet ist, eine amtliche Bescheinigung bei 
sich zu haben, anhalten, um ihre Personalien und die
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Bescheinigung zu prüfen, wenn bestimmte Tatsachen 
vorliegen, aus denen zu schließen ist, daß diese Vor­
aussetzungen vorliegen.
(3) Die angehaltene Person kann zur Dienststelle 
gebracht werden, wenn die Feststellung ihrer Perso­
nalien an Ort und Stelle nicht vorgenommen werden 
kann oder wenn der Verdacht besteht, daß ihre An­
gaben unrichtig sind.

Art. 15
(1) Leistet eine Person, die auf Grund eines Geset­

zes vorgeladen wird, der Vorladung nicht Folge, so 
kann die Polizei sie vorführen. § 81c der Strafprozeß­
ordnung bleibt unberührt.
(2) Bei Bestimmung des Zeitpunktes der Vorfüh­
rung ist auf die beruflichen Verpflichtungen und die 
sonstigen  Lebensverhältnisse  des  Vorgeladenen 
Rücksicht zu nehmen.

Art. 16
Die Polizei kann unter den Voraussetzungen des 
Art. 5 Abs. 2 oder des Art. 14 Abs. 1 Nrn. 1 oder 2 
jemanden vorübergehend von einem Ort verweisen 
oder ihm vorübergehend das Betreten eines Orts 
verbieten (Platzverweis). Der Platzverweis kann fer­
ner gegen Personen angeordnet werden, die den Ein­
satz der Feuerwehr oder von Hilfs- oder Rettungs­
diensten bei Unglücksfällen und gemeiner Gefahr 
oder Not behindern.

Art. 17
(1) Die Polizei kann eine Person zur Rettung aus 
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib und Leben in 
Gewahrsam nehmen,
1. wenn die gefährdete Person sich erkennbar in ei­
nem die freie Willensbestimmung ausschließenden 
Zustand oder sonst in einer hilflosen Lage befin­
det,
2. wenn sie im Begriff ist, Selbstmord zu begehen.
(2) Die Polizei kann Kinder und Jugendliche, die 
sich der Obhut der Sorgeberechtigten entzogen ha­
ben oder sich an Orten aufhalten, an denen ihnen 
eine sittliche Gefahr oder Verwahrlosung droht, in 
Gewahrsam nehmen, um sie den Sorgeberechtigten 
oder dem Jugendamt zuzuführen.

Art. 18
Die Polizei kann eine Person ferner in Gewahrsam 
nehmen, wenn dies erforderlich ist, um
1. die unmittelbar bevorstehende Begehung einer 
rechtswidrigen Tat, die den Tatbestand eines Straf­
gesetzes verwirklicht, oder einer verfassungsfeind­
lichen Handlung durch diese Person zu verhüten,
2. eine rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines 
Strafgesetzes oder einer Ordnungswidrigkeit ver­
wirklicht, oder eine verfassungsfeindliche Handlung 
dieser Person zu unterbinden,

3. die Ausweisung, Abschiebung, Zurückweisung oder 
Zurückschiebung (§ 18 Abs. 1 oder 2 des Ausländer­
gesetzes) dieser Person zu sichern,

4. zu verhindern, daß diese Person, wenn sie
a) zur Verbüßung einer Freiheitsstrafe oder Ju­
gendstrafe oder zum Vollzug der gerichtlich an­
geordneten Unterbringung in Sicherungsverwah­
rung, in einem psychiatrischen Krankenhaus 
oder in einer Entziehungsanstalt oder

b) auf Grund richterlichen Haft- oder Unterbrin­
gungsbefehls

in amtlichem Gewahrsam zu halten ist, sich die­
sem Gewahrsam entzieht,

5. diese Person, die sich einem unter den Vorausset­
zungen der Nummer 4 bestehenden amtlichen Ge­
wahrsam entzogen hat, diesem Gewahrsam zuzu­
führen.

Art. 19
(1) Die Polizei hat eine Person auf schriftliches Er­

suchen einer dazu gesetzlich ermächtigten Verwal­

tungsbehörde in Gewahrsam zu nehmen. Das Ersu­
chen muß den tatsächlichen und rechtlichen Grund 
der Maßnahme erkennen lassen.
(2) Die Verwaltungsbehörde, die das Ersuchen ge­
stellt hat, ist unverzüglich von der Durchführung zu 
verständigen.

Art. 20
Die Polizei hat eine Person, die auf Grund der Art. 
14, 15, 17 bis 19 zur Dienststelle verbracht oder in Ge­
wahrsam genommen worden ist, zu entlassen, so­
bald der Grund für die Maßnahme fortgefallen ist, 
spätestens jedoch mit dem Ablauf des folgenden Ta­
ges, falls nicht vorher auf Grund eines Gesetzes Fort­
dauer der Freiheitsentziehung durch den Richter an­
geordnet wird.

Art. 21
(1) Die in Gewahrsam genommene Person ist, so­
weit möglich, von anderen gesondert und nicht in 
demselben Raum mit Straf- oder Untersuchungsge­
fangenen zu verwahren. Mit ihrer Zustimmung kann 
von dieser Vorschrift abgesehen werden. Männer, 
Frauen, Kinder und Jugendliche sind getrennt, Gei­
steskranke gesondert unterzubringen. Im übrigen ist 
§ 119 Abs. 3 und 4 der Strafprozeßordnung sinnge­
mäß anzuwenden.
(2) Die in Gewahrsam genommene Person ist un­

verzüglich über den Grund der Maßnahme und die 
ihr zustehenden Rechtsmittel zu belehren. Zu der Be­
lehrung gehört der Hinweis, daß eine etwaige Aus­
sage freiwillig erfolgt.

Art. 22
Der zur Dienststelle verbrachten oder in Gewahr­
sam genommenen Person ist unverzüglich Gelegen­
heit zu geben, einen Angehörigen oder eine Person 
ihres Vertrauens zu benachrichtigen. Die Polizei hat 
die Benachrichtigung zu übernehmen, wenn eine in 
Gewahrsam genommene Person von ihrem Recht 
nach Satz 1 keinen Gebrauch macht oder ein Kind 
oder Jugendlicher in Gewahrsam genommen ist. 
Durch die Benachrichtigung darf der Zweck des Ge­
wahrsams nicht gefährdet werden.

2. Sicherstellung von Gegenständen

Art. 23
(1) Die Polizei kann Gegenstände sicherstellen, 

wenn bestimmte Tatsachen vorliegen, aus denen zu 
schließen ist,
1. daß die Gegenstände zur Begehung einer rechts­
widrigen Tat, die den Tatbestand eines Strafge­
setzes oder einer Ordnungswidrigkeit verwirk­
licht, verwendet werden oder verwendet werden 
sollen,
2. daß die Gegenstände zur Begehung einer verfas­
sungsfeindlichen Handlung verwendet werden 
oder verwendet werden sollen,
3. daß der Gebrauch, die Verwertung oder die Belas- 
sung der Gegenstände an ihrem Ort zu einer Schä­
digung des Lebens oder einer wesentlichen Beein­
trächtigung der Gesundheit von Menschen führen 
würde,
4. daß der Gebrauch, die Verwertung oder die Belas- 
sung der Gegenstände an ihrem Ort zur Schädigung 
oder Vernichtung von Eigentum führen würde, des­
sen Erhaltung im öffentlichen Interesse liegt,
5. daß die Gegenstände dem Berechtigten durch eine 
rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Straf­
gesetzes verwirklicht, entzogen worden sind, zur 
Sicherung der Rechtsansprüche des Berechtigten.
(2) Die Polizei kann ferner Gegenstände sicherstel­

len, die zur Begehung einer verfassungsfeindlichen 
Handlung verwendet worden sind oder als Beweis­
mittel für eine solche Handlung von Bedeutung sein 
können.
(3) Die Polizei kann weiterhin Gegenstände sicher­

stellen, wenn sie von einer Person mitgeführt wer-
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den, die auf Grund der Art. 17 mit 19 dieses Geset­
zes in Gewahrsam genommen oder auf Grund eines 
anderen Gesetzes vorläufig festgenommen wird, so­
fern die Gegenstände zur Begehung einer rechtswid­
rigen Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes ver­
wirklicht, oder einer verfassungsfeindlichen Hand­
lung oder zur Schädigung von Leben oder Gesund­
heit verwendet werden können.

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 wird die Si­
cherstellung nicht dadurch ausgeschlossen, daß bei 
ihrer Durchführung die sicherzustellenden oder an­
dere Gegenstände beschädigt oder zerstört werden.

Art. 24

(1) Zur Sicherstellung gemäß Art. 23 kann die Po­
lizei die Herausgabe der Gegenstände von der Person 
verlangen, in deren Gewahrsam sie sich befinden. 
Wird die Herausgabe verweigert, so kann die Polizei 
die Gegenstände zwangsweise wegnehmen (Beschlag­
nahme).

(2) Ist ein Gegenstand auf Grund der §§ 94, 98 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung durch die Polizei in 
Beschlag genommen worden und versagt der Richter 
die Bestätigung gemäß § 98 Abs. 2 der Strafprozeß­
ordnung oder sieht er in dem Urteil von der Ein­
ziehung ab, so kann die Polizei den Gegenstand nach 
diesem Gesetz nur in Beschlag nehmen oder behalten, 
wenn

a) nicht von der richterlichen Entscheidung abgewi­
chen wird, soweit sich diese auf die der richter­
lichen Würdigung unterliegende Feststellung des 
Sachverhalts und die Strafbarkeit der Handlung 
bezieht oder

b) ein neuer Sachverhalt gegeben ist.

Art. 25

(1) Befindet sich ein Gegenstand im Gewahrsam ei­
ner Person, so ist die Sicherstellung dieser gegenüber 
zu erklären und eine Bescheinigung zu erteilen, die 
den Grund der Maßnahme erkennen läßt und die si­
chergestellten Gegenstände bezeichnet.

(2) Im Falle der Beschlagnahme muß die Bescheini­
gung eine Belehrung über die zulässigen Rechtsbehel­
fe enthalten.

(3) Kann nach den Umständen des Falles eine Be­
scheinigung nicht erteilt werden, so ist eine amtliche 
Niederschrift aufzunehmen, die auch erkennen läßt, 
warum die Erteilung der Bescheinigung unterblieben 
ist.

Art. 26

Gegenstände, die gemäß Art. 23 sichergestellt wer­
den, sind amtlich zu verwahren. Falls die Beschaffen­
heit der Gegenstände dies nicht zuläßt oder die amt­
liche Verwahrung unzweckmäßig erscheint, ist die Si­
cherstellung auf andere geeignete Weise zu gewähr­
leisten.

Art. 27

Wird ein sichergestellter Gegenstand amtlich oder 
durch einen Dritten im amtlichen Auftrag verwahrt, 
so hat die Polizei das Erforderliche zu veranlassen, 
um Wertminderungen vorzubeugen, es sei denn, daß 
der Dritte auf Verlangen eines Berechtigten mit der 
Verwahrung beauftragt worden ist.

Art. 28

(1) Erfordert der polizeiliche Zweck die weitere Si­
cherstellung nicht mehr, so sind die Gegenstände an 
den herauszugeben, bei dem sie sichergestellt wor­
den sind.

(2) Ist die Herausgabe der Gegenstände an den, bei 
dem sie sichergestellt worden sind, ohne Gefährdung 
des polizeilichen Zweckes nicht möglich, so können 
sie an einen anderen Berechtigten herausgegeben 
werden, wenn der polizeiliche Zweck dies zuläßt.

(3) Ist der Berechtigte nicht bereit, die Gegenstände 
abzuholen, so kann ihm schriftlich angekündigt wer­

den, daß die Gegenstände verwertet oder, sofern sie 
wertlos sind, vernichtet werden, wenn sie nicht bin­
nen  angemessener Frist abgeholt werden. Nach 
fruchtlosem Ablauf dieser Frist ist die Verwertung 
oder Vernichtung der Gegenstände zulässig.

(4)  Die Vorschrift des § 983 des Bürgerlichen Ge­
setzbuchs bleibt unberührt.

Art. 29

(1) Erfordert der polizeiliche Zweck die weitere Si­
cherstellung von Gegenständen, so ist die Verwertung 
zulässig,

1. wenn der Verderb der Gegenstände oder eine we­
sentliche Minderung ihres Wertes droht,

2. wenn die Aufbewahrung, Pflege oder Erhaltung 
der Gegenstände mit unverhältnismäßig großen 
Kosten oder Schwierigkeiten verbunden ist,

3. wenn die Gegenstände infolge ihrer Beschaffenheit 
nicht so verwahrt werden können, daß weitere Ge­
fahren ausgeschlossen sind,

4. nach einer Frist von zwei Jahren.

(2) Die Verwertung wird durch die Kreisverwal­
tungsbehörde angeordnet. Die Anordnung kann durch 
die Polizeidienststelle getroffen werden, welche die 
Sicherstellung angeordnet hat oder welcher der be­
teiligte Polizeibeamte angehört, wenn der Gegenstand 
so rasch zu verderben droht oder die von ihm ausge­
hende Gefahr so dringend ist, daß die Entscheidung 
der Kreisverwaltungsbehörde nicht abgewartet wer­
den kann.

(3) Eine Person, der ein Recht an dem Gegenstand 
zusteht, soll vor der Verwertung gehört werden. Die 
Anordnung sowie Zeit und Ort der Verwertung sind 
ihr, soweit tunlich, mitzuteilen.

(4) Die Verwertung wird nach den Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über die Verwertung einer ge­
pfändeten Sache durchgeführt. An die Stelle des 
Vollstreckungsgerichts tritt die Kreisverwaltungsbe­
hörde. Sie kann eine Anordnung nach § 825 der Zivil­
prozeßordnung auf Antrag eines Berechtigten nach 
Absatz 3 oder von Amts wegen gleichzeitig mit der 
Verwertungsanordnung oder nachträglich treffen. In 
den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 bestimmt die Poli­
zeidienststelle die Art und Weise der Verwertung.

(5) Ein Erlös aus der Verwertung tritt an die Stelle 
der Gegenstände.

Art. 30

Sichergestellte Gegenstände dürfen unbrauchbar 
gemacht oder vernichtet werden, wenn bei ihnen auch 
nach der Verwertung die Voraussetzungen für die Si­
cherstellung fortbestehen würden. Art. 29 Abs. 2 und 
3 gilt entsprechend.

3. Tötung von Tieren 

Art. 31

(1) Die Polizei kann in unaufschiebbaren Fällen ein 
Tier ohne vorherige Sicherstellung töten, wenn von 
dem Tier eine unmittelbare Gefahr für das mensch­
liche Leben ausgeht und die Gefahr nicht auf andere 
Weise abgewehrt werden kann.

(2) Das gleiche gilt unter den Voraussetzungen des 
Art. 5 Abs. 2 Nr. 3, es sei denn, daß der durch die Tö­
tung des Tieres entstehende Schaden außer Verhält­
nis zu einem drohenden Sachschaden steht.

4. Durchsuchung von Personen und Sachen, 
Betreten von Wohnungen

Art. 32

(1) Die Polizei kann eine Person durchsuchen, wenn 
bestimmte Tatsachen vorliegen, aus denen zu schlie­
ßen ist, daß dabei Gegenstände aufgefunden werden, 
die der Sicherstellung nach Art. 23 unterliegen. Dies 
gilt nicht für Gegenstände, die zur Begehung einer
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rechtswidrigen Tat verwendet werden sollen, die den 
Tatbestand einer Ordnungswidrigkeit verwirklicht.

(2) Die Polizei kann eine Person, die sie auf Grund 
dieses Gesetzes oder anderer Rechtsvorschriften in 
Gewahrsam nimmt, nach Waffen oder Ausbruchs­
werkzeugen durchsuchen.

(3) Die Polizei kann ferner eine Person durchsu­
chen, wenn diese sich in bewußtlosem oder erkenn­
bar in einem anderen die freie Willensbestimmung 
ausschließenden Zustand befindet und die Durchsu­
chung zur Feststellung der Personalien erforderlich 
ist oder wenn die Person in den Fällen des Art. 14 
Abs. 1 Nr. 8 angehalten wird.

(4) Weibliche Personen dürfen nur durch weibliche 
Angehörige der Polizei oder im Auftrag der Polizei 
durch sonstige geeignete weibliche Personen oder 
durch Ärzte durchsucht werden.

Art. 33

(1) Die Polizei kann bewegliche Sachen durchsu­
chen, wenn bestimmte Tatsachen vorliegen, aus de­
nen zu schließen ist, daß dabei Gegenstände aufge­
funden werden, die der Sicherstellung nach Art. 23 
unterliegen, oder daß sich darin eine Person verbor­
gen hält, die nach Art. 17, 18 oder 19 oder nach ande­
ren Rechtsvorschriften in Gewahrsam genommen 
werden kann. Die Polizei kann ferner in den Fällen 
des Art. 32 Abs. 2 und 3 bewegliche Sachen durchsu­
chen. Art. 32 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Wohnungen, Geschäftsräume und befriedetes 
Besitztum kann die Polizei nur bei Gefahr im Ver­
züge durchsuchen, wenn bestimmte Tatsachen vor­
liegen, aus denen zu schließen ist, daß dabei Gegen­
stände gefunden werden, die der Sicherstellung nach 
Art. 23 unterliegen, oder daß darin eine Person ver­
borgen ist, die nach Art. 17, 18 oder 19 oder nach 
anderen Rechtsvorschriften in Gewahrsam genom­
men werden kann. Art. 32 Abs. 1 Satz 2 gilt entspre­
chend.

Art. 34

Die Polizei kann Personen und Sachen in Objekten 
im Sinne des Art. 14 Abs. 1 Nr. 7 durchsuchen, wenn 
bestimmte Tatsachen vorliegen, aus denen zu schlie­
ßen ist, daß Straftaten in oder an Objekten dieser Art 
begangen werden sollen.

Art. 35

(1) Bei der Durchsuchung von beweglichen Sachen 
sowie von Wohnungen, Geschäftsräumen und befrie­
detem Besitztum darf der Inhaber anwesend sein. Er 
soll auf dieses Recht hingewiesen werden. Ist der In­
haber abwesend, so ist, wenn möglich, sein Vertreter 
oder ein erwachsener Angehöriger, Hausgenosse oder 
Nachbar zuzuziehen, es sei denn, daß Gefahr im 
Verzug besteht. Dem Inhaber oder der zugezogenen 
Person ist der Grund der Durchsuchung vor deren 
Beginn bekanntzugeben, soweit dadurch der Zweck 
der Maßnahme nicht gefährdet wird.

(2) Dem Inhaber ist nach der Beendigung der Durch­
suchung auf Verlangen eine schriftliche Mitteilung zu 
machen, die den Grund der Durchsuchung bezeichnet. 
Würde die Mitteilung den Zweck der Durchsuchung 
gefährden, so sind lediglich die Vornahme der Durch­
suchung unter Angabe der für die Durchführung ver­
antwortlichen Polizeidienststelle sowie Zeit und Ort 
der Durchsuchung schriftlich zu bestätigen.

Art. 36

Die Durchsicht der Papiere des von der Durchsu­
chung Betroffenen ist nur zulässig, soweit der Inha­
ber sie genehmigt oder die Durchsicht zur Feststel­
lung der Personalien erforderlich ist. Andernfalls 
sind die Papiere in Beschlag zu nehmen und in ver­
schlossenem und versiegeltem Umschlag der Kreis­
verwaltungsbehörde vorzulegen, der die Durchsicht 
obliegt. §110 Abs. 3 Strafprozeßordnung gilt entspre­
chend.

Art. 37

(1) Abgesehen von den in Art. 33 sowie in anderen 
Gesetzen geregelten Fällen darf die Polizei Wohnun­
gen, Geschäftsräume und befriedetes Besitztum nur 
zur Abwehr einer gemeinen Gefahr oder einer Le­
bensgefahr sowie in anderen Fällen des Art. 5 Abs. 2, 
bei denen Gefahr im Verzug besteht, betreten.

(2) Unter den Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 2 
kann die Polizei jederzeit betreten

1. Orte, soweit sie jedermann zugänglich sind,

2. sonstige Orte, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen 
zu schließen ist, daß dort Verurteilte oder sich un­
erlaubt aufhaltende Personen sich versteckt halten, 
sich treffen oder rechtswidrige Taten, die den Tat­
bestand eines Strafgesetzes verwirklichen, oder 
verfassungsfeindliche Handlungen verabreden.

5. Anwendung unmittelbaren Zwangs

Art. 38

(1) Unmittelbarer Zwang im Sinne dieses Gesetzes 
ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch 
körperliche Gewalt, deren Hilfsmittel und durch 
Waffen.

(2) Körperliche Gewalt ist jede Unmittelbare kör­
perliche Einwirkung auf Personen oder Sachen.

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind insbe­
sondere Fesseln, Wasserwerfer, technische Sperren, 
Diensthunde, Dienstpferde und Dienstfahrzeuge.

(4) Waffen sind die dienstlich zugelassenen Hieb­
und Schußwaffen sowie Reizstoffe.

Art. 39

(1) Die Polizei kann unmittelbaren Zwang gegen 
Personen oder Sachen nur anwenden, wenn der 
Zweck einer Maßnahme der Polizei es erfordert und 
auf andere Weise nicht erreicht werden kann.

(2) Unmittelbarer Zwang soll, wenn die Umstände 
es zulassen, unmittelbar vorher angedroht werden.

(3) Andere Rechtsvorschriften, welche die Aus­
übung unmittelbaren Zwangs regeln, bleiben unbe­
rührt.

Art. 40

(1) Der Polizeibeamte darf die Weisung seines Vor­
gesetzten oder eines sonst dazu Befugten, unmittel­
baren Zwang anzuwenden, nicht befolgen, wenn er 
dadurch eine Straftat begehen würde. Befolgt er die 
Weisung, so trifft ihn eine Schuld nur, wenn er er­
kennt oder wenn es nach den ihm bekannten Um­
ständen offensichtlich ist, daß er dadurch eine Straf­
tat begeht.

(2) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Wei­
sung hat der Polizeibeamte dem Anordnenden ge­
genüber vorzubringen, wenn das nach den Umstän­
den möglich ist.

(3) Art. 65 Abs. 2 und 3 des Bayerischen Beamten­
gesetzes ist in den Fällen der Absätze 1 und 2 nicht 
anzuwenden.

Art. 41

(1) Wer im Gewahrsam der Polizei ist, darf nur ge­
fesselt werden, wenn

1. die Gefahr besteht, daß er Polizeibeamte oder Drit­
te angreift, oder wenn er Widerstand leistet;

2. er zu fliehen versucht oder wenn bei Würdigung 
aller Tatsachen, besonders der persönlichen Ver­
hältnisse und der Umstände, die einer Flucht ent­
gegenstehen, zu befürchten ist, daß er sich aus dem 
Gewahrsam befreien wird oder

3. Selbstmordgefahr besteht.

(2) § 119 Abs. 5 Satz 1 der Strafprozeßordnung bleibt 
unberührt.

Art. 42

(1) Schußwaffen dürfen gegen einzelne Personen 
nur gebraucht werden,
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1. um die unmittelbar bevorstehende Ausführung 
oder die Fortsetzung einer rechtswidrigen Tat zu 
verhüten oder zu unterbinden, die sich den Um­
ständen nach

a) als ein Verbrechen oder

b) als ein Vergehen, das unter Anwendung oder 
Mitführung von Schußwaffen oder Sprengstof­
fen begangen werden soll oder ausgeführt wird,

dar stellt;

2. um eine Person, die sich der Festnahme oder der 
Feststellung ihrer Person durch die Flucht zu ent­
ziehen versucht, anzuhalten, wenn sie

a) bei einer rechtswidrigen Tat auf frischer Tat 
betroffen wird, die sich den Umständen nach 
als ein Verbrechen darstellt oder als ein Verge­
hen, das unter Anwendung oder Mitführung 
von Schußwaffen oder Sprengstoffen begangen 
wird,

b) eines Verbrechens dringend verdächtig ist oder

c) eines Vergehens dringend verdächtig ist und 
Anhaltspunkte befürchten lassen, daß sie von 
einer Schußwaffe oder einem Sprengstoff Ge­
brauch machen werde;

3. zur Vereitelung der Flucht oder zur Wiederergrei­
fung einer Person, die sich in amtlichem Gewahr­
sam befindet oder befand

a) zur Verbüßung einer Freiheitsstrafe mit Aus­
nahme des Strafarrests,

b) zum Vollzug der Unterbringung in der Siche­
rungsverwahrung,

c) auf Grund richterlichen Haftbefehls,

d) wegen des dringenden Verdachts eines Verbre­
chens oder

e) wegen des dringenden Verdachts eines Verge­
hens, wenn zu befürchten ist, daß sie von einer 
Schußwaffe oder einem Sprengstoff Gebrauch 
machen werde;

4. gegen eine Person, die mit Gewalt einen Gefange­
nen oder jemanden, dessen Unterbringung in

a) der Sicherungsverwahrung (§ 66 des Strafge­
setzbuches),

b) einem psychiatrischen Krankenhaus (§ 63 des 
Strafgesetzbuches, § 126 a der Strafprozeßord­
nung) oder

c) einer Entziehungsanstalt (§ 64 des Strafgesetz­
buches, § 126 a der Strafprozeßordnung)

angeordnet ist, aus dem amtlichen Gewahrsam zu 
befreien versucht.

(2) Schußwaffen dürfen gegen eine Menschenmenge 
nur dann gebraucht werden, wenn von ihr oder aus 
ihr heraus Gewalttaten begangen werden oder un­
mittelbar bevorstehen und Zwangsmaßnahmen gegen 
einzelne nicht zum Ziele führen oder offensichtlich 
keinen Erfolg versprechen.

(3) Polizeibeamte, die mit der Überwachung und 
dem polizeilichen Schutz der Landesgrenzen beauf­
tragt sind, dürfen in dem als „Zollgrenzbezirk“ oder 
„Zonengrenzbezirk“ gekennzeichneten Gebiet Schuß­
waffen auch gegen jemanden anwenden, der sich der 
wiederholten Weisung, zu halten oder die Überprü­
fung seiner Person oder der etwa mitgeführten Be­
förderungsmittel und Gegenstände zu dulden, durch 
die Flucht zu entziehen versucht. Ist anzunehmen, 
daß die mündliche Weisung nicht verstanden wird, 
so kann sie durch einen Warnschuß ersetzt werden.

(4) Das Recht zum Gebrauch von Schußwaffen auf 
Grund anderer gesetzlicher Vorschriften bleibt unbe­
rührt.

Art. 43

(1)  Schußwaffen dürfen nur dann gebraucht wer­
den, wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren 
Zwangs erfolglos angewendet worden sind oder of­
fensichtlich keinen Erfolg versprechen. Gegen Per­

sonen ist ihr Gebrauch nur zulässig, wenn der Zweck 
nicht durch Waffenwirkung gegen Sachen erreicht 
wird.

(2) Der Zweck des Schußwaffengebrauchs darf nur 
sein, angriffs- oder fluchtunfähig zu machen. Es ist 
verboten zu schießen, wenn durch den Schußwaffen­
gebrauch für die Polizei erkennbar Unbeteiligte mit 
hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet werden, außer 
wenn es sich beim Einschreiten gegen eine Menschen­
menge (Art. 42 Abs. 2) nicht vermeiden läßt.

(3) Gegen Personen, die dem äußeren Eindruck 
nach noch nicht 14 Jahre alt sind, dürfen Schußwaf­
fen nicht gebraucht werden.

Art. 44

(1) Die Anwendung von Schußwaffen ist außer in 
den Fällen der Notwehr und des Notstandes anzu­
drohen. Als Androhung gilt auch die Abgabe eines 
Warnschusses. Einer Menschenmenge gegenüber ist 
die Androhung zu wiederholen.

(2) Der Einsatz von Wasserwerfern, Dienstfahrzeu­
gen und Dienstpferden gegen eine Menschenmenge 
ist, wenn es die Umstände zulassen, anzudrohen.

Art. 45

Unterstellt die Bundesregierung die Polizei nach 
Art. 91 Abs. 2 des Grundgesetzes für die Bundesre­
publik Deutschland ihren Weisungen, so gilt das Ge­
setz über den unmittelbaren Zwang bei Ausübung 
öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bun­
des vom 10. März 1961 (BGBl I S. 165) auch für die 
unterstellten Polizeikräfte.

IV. Rechtsbehelfe

Art. 46

Für Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen der Polizei 
gelten die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsord­
nung, soweit diese Maßnahmen Verwaltungsakte 
sind und eine Zuständigkeit nach § 23 des Einfüh­
rungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz nicht 
gegeben ist.

Art. 47

(1) Wird gegen eine Maßnahme der Polizei Wider­
spruch eingelegt, so hat zunächst die Polizei Recht­
mäßigkeit und Zweckmäßigkeit der Maßnahme im 
Rahmen des § 72 der Verwaltungsgerichtsordnung zu 
prüfen.

(2) Über den Widerspruch gegen Maßnahmen der 
Gemeindepolizei entscheidet die Rechtsaufsichtsbe­
hörde. Sie ist in Angelegenheiten des eigenen Wir­
kungskreises auf die Prüfung der Rechtmäßigkeit 
beschränkt.

(3) Über den Widerspruch gegen Maßnahmen sol­
cher Dienststellen der staatlichen Polizei, die dem 
Staatsministerium des Innern unmittelbar nachge­
ordnet sind, entscheiden diese Dienststellen.

(4) Über den Widerspruch gegen Maßnahmen der 
übrigen Dienststellen der staatlichen Polizei entschei­
det als nächsthöhere Behörde

1. die Regierung, wenn die Maßnahme in ihrem Be­
reich in einer kreisfreien Stadt,

2. die Regierung, in deren Bereich die Dienststelle
liegt, wenn die Maßnahme außerhalb Bayerns,

3. im übrigen das Landratsamt, wenn die Maßnahme
in seinem Bereich

getroffen worden ist.

(5) Maßnahmen der entsandten Polizeidienstkräfte 
gelten in den Fällen des Art. 9 des Polizeiorganisa­
tionsgesetzes als Maßnahmen der zuständigen Staats­
behörde, in den Fällen der Art. 14 und 15 des Polizei­
organisationsgesetzes der Behörde, deren Weisungen 
sie für die Dauer der Maßnahme unterstehen. Im Fall 
des Art. 45 des Polizeiorganisationsgesetzes gelten 
Maßnahmen der zur Hilfeleistung eingesetzten Poli­
zeidienstkräfte als Maßnahmen der Dienststelle, wel-
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eher der mit der Leitung des Einsatzes beauftragte 
Polizeibeamte angehört.

Art. 48

(1) Uber Aufsichtsbeschwerden gegen Maßnahmen 
von Dienststellen der staatlichen Polizei, die dem 
Staatsministerium des Innern unmittelbar nachge­
ordnet sind, entscheidet das Staatsministerium des 
Innern.

(2) Über Aufsichtsbeschwerden gegen Maßnahmen 
anderer Dienststellen der staatlichen Polizei entschei­
det die Vorgesetzte Direktion. Über Aufsichtsbe­
schwerden gegen Maßnahmen der Gemeindepolizei 
entscheidet  die  Rechtsaufsichtsbehörde  der  Ge­
meinde.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Maßnahmen 
der Polizei, die diese als Hilfsorgan der Staatsanwalt­
schaft getroffen hat.

V. Entschädigungs-, Erstattungs- und Ersatz­
ansprüche

Art. 49

(1) Erleidet jemand, gegen den Maßnahmen nach 
Art. 12 getroffen worden sind, einen Schaden, so ist 
dem Geschädigten dafür Entschädigung zu leisten, 
soweit der Schaden durch die polizeiliche Maßnahme 
entstanden ist und der Geschädigte nicht von einem 
anderen Ersatz zu ex-langen vermag.

(2) Das gleiche gilt, wenn jemand, der nicht nach 
den Art. 9 oder 10 verantwortlich ist und gegen den 
nicht Maßnahmen nach Art. 12 gerichtet worden sind, 
durch eine polizeiliche Maßnahme getötet oder ver­
letzt wird oder einen nicht zumutbaren sonstigen 
Schaden erleidet.

(3) Im Falle der Tötung ist den Unterhaltsberech­
tigten in entsprechender Anwendung von § 844 Abs.
2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs Entschädigung zu 
leisten.

Art. 50

(1) Ein Entschädigungsanspruch nach diesem Ge­
setz besteht nicht, soweit die Maßnahme auch unmit­
telbar dem Schutz der Person oder des Vermögens 
des Geschädigten gedient hat.

(2) Ist die Entschädigungspflicht aus Anlaß von 
Maßnahmen der Polizei in besonderen gesetzlichen 
Vox-schriften geregelt, so gelten diese Vorschriften.

Art. 51

(1) Entschädigungspflichtig ist der Träger der Po­
lizei, welche die zur Entschädigung verpflichtende 
Maßnahme getroffen hat.

(2) Bei einem Einsatz der Polizei im Fall des Art. 45 
des Polizeiorganisationsgesetzes trifft die Entschä­
digungspflicht den Staat.

Art. 52

(1) Entschädigung nach Art. 49 wird nur für Ver­
mögensschäden gewährt. Dabei sind Vermögensvor­
teile, die dem Berechtigten aus der zur Entschädi­
gung verpflichtenden Maßnahme entstehen, sowie 
ein mitwirkendes Verschulden des Berechtigten zu 
berücksichtigen.

(2) Die Entschädigung wird in Geld gewährt.

Art. 53

(1) Ist die Polizei auf Ersuchen einer anderen Poli­
zeidienststelle oder einer Behörde tätig geworden, so 
ist die Körperschaft, der die ersuchende Polizei­
dienststelle oder Behörde angehört, dem nach Art. 51 
Abs. 1 entschädigungspflichtigen Polizeiträger er­
stattungspflichtig. Dies gilt nicht für Anordnungen 
der zuständigen Staatsbehörden gegenüber Gemein­
den im Rahmen der Rechts- oder Fachaufsicht.

(2) Ist staatliche Polizei nach Maßgabe der gesetz­
lichen Bestimmungen auf Anordnung der zuständi­
gen Staatsbehörde im Bereich einer Gemeinde mit

eigener Polizei tätig geworden, so ist die Gemeinde 
dem Staat erstattungspflichtig, sofern die Anord­
nung auf Grund eines Verschuldens der Gemeinde 
notwendig geworden ist.

(3) Ist die Polizei außer in den Fällen der Absätze 
1 und 2 außerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs tätig 
geworden, weil die örtlich zuständige Polizei nicht 
oder nicht in ausreichender Stärke rechtzeitig her­
beigeholt werden konnte, so ist der Träger der zu­
ständigen Polizei dem nach Art. 51 Abs. 1 entschädi­
gungspflichtigen Polizeiträger erstattungspflichtig.

(4) Die Erstattungspflicht nach den Absätzen 1 bis 3 
entfällt, soweit der Schaden durch ein Verschulden 
der Polizei bei der Durchführung der Maßnahme ent­
standen ist.

(5) Soweit bei einem Einsatz der Polizei im Fall des 
Art. 45 des Polizeiorganisationsgesetzes der Schaden 
durch ein Verschulden von Angehörigen einer Ge­
meindepolizei bei der Durchführung der Maßnahme 
entstanden ist, ist die Gemeinde dem Staat erstat­
tungspflichtig.

Art. 54

Die erstattungspflichtige Körperschaft hat dem 
entschädigungspflichtigen  Polizeiträger  die  auf 
Grund der Art. 49 bis 52 geleisteten notwendigen 
Aufwendungen zu erstatten.

Art. 55

(1) Hat der nach Art. 51 entschädigungspflichtige 
Polizeiträger keinen Erstattungsanspruch nach Art. 
53, so kann er von der nach Art. 9 oder 10 verant­
wortlichen Person Ersatz der notwendigen Aufwen­
dungen verlangen.

(2) Hat die nach Art. 53 erstattungspflichtige Kör­
perschaft ihre Verpflichtung erfüllt, so kann sie von 
der nach Art. 9 oder 10 verantwortlichen Person Er­
satz der notwendigen Aufwendungen verlangen.

Art. 56

(1) Über die Entschädigungsansprüche nach Art. 
49 bis 52 entscheiden im Streitfall die ordentlichen 
Gerichte.

(2) Über die Erstattungsansprüche nach Art. 53 und 
die Ersatzansprüche nach Art. 55 entscheiden im 
Streitfall die Verwaltungsgerichte.

VI. Schlußbestimmungen

Art. 57

(1) Personen, denen die Befugnisse von Hilfsbeam­
ten der Staatsanwaltschaft zuerkannt sind, haben 
zur Erfüllung ihrer besonderen Dienstaufgaben die 
Rechte und Pflichten von Polizeibeamten.

(2) Die Befugnisse nach diesem Gesetz haben zur 
Erfüllung ihrer besonderen Dienstaufgaben auch die 
Personen, denen durch Gesetz die Rechte von Poli­
zeibeamten zuerkannt sind.

Art. 58

(1) Werden in den Fällen des Art. 35 Abs. 2 oder 3 
und des Art. 91 Abs. 1 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland Dienstkräfte der Poli­
zei eines anderen Bundeslandes oder Dienstkräfte 
des Bundes, die mit Aufgaben im Sinn dieses Ge­
setzes betraut sind, in Bayern tätig, so haben sie die 
Befugnisse, die der Polizei nach diesem Gesetz zu­
stehen, soweit durch Bundesgesetz nichts anderes be­
stimmt ist.

(2) Das gleiche gilt, wenn Dienstkräfte im Sinn des 
Absatzes 1 auf Grund des Gesetzes über die Organi­
sation der Polizei in Bayern tätig wex-den.

Art. 59

(1) Das Staatsministerium des Innern kann in be­
sonderen Fällen die Wahrnehmung von Aufgaben 
des ständigen polizeilichen Vollzugsdienstes in be­
stimmten Abschnitten des Grenzbereiches durch 
Vereinbarung Dienstkräften der Polizei eines anderen
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Bundeslandes oder Dienstkräften des Bundes, die 
mit Aufgaben im Sinn dieses Gesetzes betraut sind, 
einräumen. In diesem Fall haben diese Dienstkräfte 
in Bayern die Befugnisse, die der Polizei nach diesem 
Gesetz zustehen, soweit durch Bundesgesetz nichts 
anderes bestimmt ist.

(2) Soll sich eine Regelung nach Absatz 1 auf den 
Bereich einer Gemeinde mit eigener Polizei erstrek- 
ken, so ist vorher das Einvernehmen mit der Ge­
meinde herzustellen.

Art. 60

(1) Soweit in Vorschriften des Bundes und anderer 
Länder nichts anderes bestimmt ist, gilt in den Fällen 
der Art. 58 und 59 als nächsthöhere Behörde im 
Sinne des § 73 Abs. 1 Nr. 1 der Verwaltungsgerichts­
ordnung die Behörde, die den nichtbayerischen 
Dienstkräften in Bayern Weisungen erteilen kann. 
Sind mehrere Behörden dazu befugt, gilt die unterste 
dieser Behörden als nächsthöhere Behörde.

(2) In den Fällen der Art. 58 Abs. 2 und Art. 59 
trifft die Entschädigungspflicht den Träger der Poli­
zei, an deren Stelle die zur Entschädigung verpflich­
tende Maßnahme getroffen worden ist.

Art. 61

Auf Grund dieses Gesetzes können das Recht auf 
körperliche Unversehrtheit, die Freiheit der Person, 
das Recht der freien Meinungsäußerung, die Ver­
sammlungsfreiheit, die Unverletzlichkeit der Woh­
nung und das Eigentum eingeschränkt werden (Art. 2 
Abs. 2, Art. 5, Art. 8 Abs. 2, Art. 13 und 14 des Grund­
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 
102, 103, 106, 110 und 113 der Verfassung des Frei­
staates Bayern).

Art. 62

Aufgaben und Befugnisse, die in bundes- oder 
landesrechtlichen Vorschriften den „Polizeibehör­
den“ übertragen sind, werden nur dann von der Po­
lizei wahrgenommen, wenn das Staatsministerium 
des Innern im Einvernehmen mit den sachlich betei­
ligten Staatsministerien es durch Verordnung be­
stimmt. Im übrigen sind die Behörden der allgemei­
nen inneren Verwaltung zuständig, soweit nicht an­
dere Gesetze eine besondere Regelung treffen.

Art. 63

Die Staatsregierung erläßt*die zur Ausführung die­
ses Gesetzes erforderlichen Rechtsverordnungen. Die 
Staatsregierung bestimmt durch Rechtsverordnung, 
welche Waffen im Sinne des Art. 38 zugelassen sind.

Art. 64

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt alles 
entgegenstehende  oder  gleichlautende  bayerische 
Recht außer Kraft. Insbesondere werden außer Kraft 
gesetzt:

1. Art. 102 Abs. 2 bis 5 des Gesetzes zur Ausführung 
der Reichsstrafprozeßordnung vom 18. August 1879 
(GVB1 S. 781),

2. das Gesetz über die Anwendung unmittelbaren 
Zwanges durch die Polizei vom 22. November 1950 
(GVB1 S. 239),

3. das Gesetz über gebührenpflichtige Verwarnungen 
durch die Polizei vom 7. März 1952 (GVB1 S. 99).

(2) Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf Be­
stimmungen Bezug genommen wird, die in Absatz 1 
aufgehoben werden, treten an die Stelle der aufge­
hobenen Bestimmungen die entsprechenden Vor­
schriften dieses Gesetzes.

Art. 65

Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1954 in Kraft.*)

») Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes 
in der ursprünglichen Fassung vom 16. Oktober 1954 
(BayBS IS. 442). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
späteren Änderungen ergibt sich aus den jeweiligen Än­
derungsgesetzen.

Bekanntmachung
der Neufassung des Polizeiorganisations­

gesetzes

Vom 24. Oktober 1974

Auf Grund des § 37 Abs. 1 Nr. 3 des Zweiten Ge­
setzes zur Bereinigung des Landesrechts und zur An­
passung von Straf- und Bußgeldvorschriften an das 
Bundesrecht vom 24. Juli 1974 (GVB1 S. 354) wird 
nachstehend der Wortlaut des Polizeiorganisations­
gesetzes in der vom 1. Januar 1975 an geltenden Fas­
sung bekanntgemacht.

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch

a) § 6 des Zweiten Gesetzes zur Bereinigung des 
Landesrechts und zur Anpassung von Straf- und 
Bußgeldvorschriften an das Bundesrecht,

b) Art. 26 Abs. 2 des Bayerischen Beamtenfachhoch­
schulgesetzes vom 8. August 1974 (GVB1 S. 387).

München, den 24. Oktober 1974

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Merk, Staatsminister

Gesetz
über die Organisation der Polizei in Bayern 
(Polizeiorganisationsgesetz — POG —) in der 

Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. Oktober 1974

I. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1

(1) Träger der Polizei sind der Staat und die Ge­
meinden nach Maßgabe der Bestimmungen dieses 
Gesetzes.

(2) Die Dienststellen und Dienstkräfte der Polizei 
des Staates und der Gemeinden sind zu gegenseitiger 
Amtshilfe verpflichtet.

Art. 2

(1) Aufgaben des Staates, deren Wahrnehmung der 
Polizei nach Maßgabe des Gesetzes obliegt, sind ins­
besondere:

1. die Verhütung, Unterbindung und polizeiliche Ver­
folgung rechtswidriger Taten, die den Tatbestand 
eines Strafgesetzes oder einer Ordnungswidrigkeit 
verwirklichen, die Verhütung jedoch nur, soweit es 
sich nicht um Zuwiderhandlungen gegen Ortsrecht 
handelt;

2. die Verhütung und Unterbindung verfassungs­
feindlicher Handlungen im Sinne des Art. 5 Abs. 3 
des Gesetzes über die Aufgaben und Befugnisse 
der Polizei in Bayern;

3. die Durchführung der polizeilichen Maßnahmen im 
Rahmen der zivilen Verteidigung;

4. die Durchführung der polizeilichen Maßnahmen im 
Rahmen des Schubwesens einschließlich der Ab­
schiebung von Ausländern;

5. die polizeiliche Regelung und Überwachung des 
überörtlichen Verkehrs auf den Binnengewässern 
einschließlich der Gewässer in den Häfen;

6. die Überwachung und der polizeiliche Schutz der 
Landesgrenzen;

7. die Überwachung des Personenverkehrs auf Flug­
plätzen.

(2) Die Gemeindepolizei handelt im eigenen Wir­
kungskreis der Gemeinde, wenn sie zur Verhütung 
von Zuwiderhandlungen gegen Ortsrecht oder für 
öffentliche, im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde 
liegende Verwaltungsaufgaben nach Art. 8 Abs. 2 
tätig wird. Im übrigen handelt die Gemeindepolizei 
im übertragenen Wirkungskreis.
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(3)  Die Landratsämter, die Regierungen sowie das 
Staatsministerium des Innern können unbeschadet 
anderweitiger gesetzlicher Vorschriften, insbeson­
dere der Strafprozeßordnung, der staatlichen Polizei 
für die Durchführung der in Absatz 1 bezeichneten 
Aufgaben Weisungen erteilen. Stehen Weisungen die­
ser Behörden nicht entgegen, so können auch die 
Großen Kreisstädte, soweit sie Kreisverwaltungs­
behörden sind, und die kreisfreien Gemeinden, in 
denen die staatlichen polizeilichen Aufgaben staatli­
cher Polizei obliegen, der staatlichen Polizei für die 
Durchführung der in Absatz 1 Nrn. 1 bis 3 bezeich­
neten Aufgaben und für den polizeilichen Vollzug 
gemeindlicher Verwaltungsaufgaben des übertrage­
nen Wirkungskreises (Art. 8 Abs. 2) Weisungen er­
teilen.

Art. 3

(1) Als Dienstkräfte des polizeilichen Vollzugs­
dienstes dürfen nur Beamte verwendet werden.

(2) Zur  Verwarnung  von  Verkehrsteilnehmern 
nach § 57 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten, 
die die Vorschriften des Straßenverkehrsrechts über

a) das Halten oder Parken,

b) die Untersuchung von Fahrzeugen nach § 29 der 
Straßen verkehrs-Zulassungs-Ordnung oder

c) das Führen amtlicher Kennzeichen, von Schildern 
und Plaketten an Fahrzeugen

nicht beachten, können auch Angestellte ermächtigt 
werden.

(3) Als Dienstkräfte des ständigen polizeilichen 
Vollzugsdienstes (Einzeldienst) sind in der Regel 
Beamte der Bereitschaftspolizei einzustellen, die ihre 
Ausbildung in der Bereitschaftspolizei ordnungsge­
mäß beendet haben und zur Verwendung im Einzel­
dienst geeignet sind. Im übrigen dürfen Bewerber 
nur eingestellt werden, wenn solche Beamte der 
Bereitschaftspolizei nicht vorhanden sind. Unberührt 
bleibt die Übernahme von Beamten und früheren 
Beamten, die eine Anstellungsprüfung für ihre Lauf­
bahn bereits bestanden haben.

Art. 4

Die parteipolitische Betätigung der Dienstkräfte 
der Polizei während des Dienstes, in Dienst- oder 
Unterkunftsräumen sowie in Dienstkleidung ist un­
tersagt. Untersagt sind auch der nichtdienstliche Be­
such von politischen Versammlungen in Dienstklei­
dung und das Tragen politischer Abzeichen zur 
Dienstkleidung.

II. Gemeindepolizei

Art. 5

(1) Jede Gemeinde hat das Recht, zur Wahrneh­
mung der polizeilichen Aufgaben ihres eigenen Wir­
kungskreises eine eigene Polizei zu errichten. Die 
Gemeindepolizei nimmt auch die staatlichen polizei­
lichen Aufgaben im Gemeindegebiet als übertragene 
Aufgabe wahr, soweit nicht andere Polizei zuständig 
ist und solange diese Aufgaben nicht nach Absatz 2 
auf die Landespolizei übertragen worden sind. Die 
Gemeindepolizei muß die Dienstkräfte, Einrichtungen 
und Sachmittel umfassen, die erfahrungsgemäß für 
ihre Aufgaben notwendig sind.

(2) Die von der Gemeindepolizei wahrgenommenen 
staatlichen Aufgaben werden auf die Landespolizei 
übertragen. Das Staatsministerium des Innern be­
stimmt im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 
der Finanzen durch Verordnung den Zeitpunkt der 
Übertragung für die einzelnen Gemeinden nach Maß­
gabe des Staatshaushalts.

(3) Eine Gemeinde kann ihre Polizei auflösen, 
sobald die staatlichen polizeilichen Aufgaben in der 
Gemeinde auf die Landespolizei übertragen worden 
sind.

(4) Will eine Gemeinde mit eigener Polizei, der 
staatliche Aufgaben obliegen, die polizeiliche Rege­
lung und Überwachung

a) des Verkehrs auf Straßen, die dem überörtlichen 
Verkehr dienen,

b) des örtlichen Verkehrs mit Wasserfahrzeugen auf 
den Binnengewässern einschließlich der Gewässer 
in den Häfen

auf die Landespolizei übertragen, so kann sie beim 
Staatsministerium des Innern einen entsprechenden 
Antrag stellen. Das Staatsministerium des Innern 
hat dem Antrag stattzugeben, wenn nicht zwingende 
Gründe entgegenstehen.

(5)  Wurde oder wird eine Gemeinde ohne eigene 
Polizei in eine andere Gemeinde mit eigener Polizei 
eingegliedert oder mit dieser zusammengeschlossen, 
so kann das Staatsministerium des Innern mit Zu­
stimmung der Gemeinde durch Verordnung bestim­
men, daß die staatliche Polizei in dem Gebiet der 
ehemaligen Gemeinde ohne eigene Polizei zuständig 
bleibt.

Art. 6

(1) In jeder Gemeinde mit eigener Polizei ist ein 
leitender Polizeibeamter zu bestellen. Der leitende 
Polizeibeamte muß den für seine Dienststellung in 
den  Laufbahnvorschriften  geforderten  fachlichen 
Voraussetzungen genügen, insbesondere die erfor­
derlichen Prüfungen bestanden haben. Er führt die 
für seine Stelle vorgesehene Amtsbezeichnung.

(2) Vor der endgültigen Berufung des leitenden 
Polizeibeamten und seines Stellvertreters ist der Re­
gierung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(3) Dem leitenden Polizeibeamten obliegt insbe­
sondere die Beaufsichtigung und Wahrung der vor­
schriftsmäßigen, einheitlichen und wirksamen Hand­
habung des Dienstbetriebs der Gemeindepolizei. Zu 
Dienstaufgaben, die außerhalb seines fachlichen 
Bereichs liegen, darf der leitende Polizeibeamte nicht 
herangezogen werden. Er darf nicht ehrenamtliches 
Mitglied des Gemeinderats sein.

Art. 7

(1) Die zuständigen Staatsbehörden können Ge­
meinden mit eigener Polizei, der staatliche Aufgaben 
obliegen, für den polizeilichen Vollzug von gemeind­
lichen Verwaltungsaufgaben des übertragenen Wir­
kungskreises Weisungen erteilen. Das gleiche gilt, 
unbeschadet anderweitiger gesetzlicher Vorschriften, 
insbesondere der Strafprozeßordnung, für die Durch­
führung der in Art. 2 Abs. 2 als Angelegenheiten des 
übertragenen Wirkungskreises bezeichneten Aufga­
ben.

(2) Zuständige Staatsbehörden im Sinne von Absatz 
1 sind die Landratsämter gegenüber den kreisange­
hörigen Gemeinden, die Regierungen gegenüber den 
kreisfreien Gemeinden ihrer Amtsbereiche; ferner 
als Oberaufsichtsbehörden die Regierungen gegen­
über den kreisangehörigen Gemeinden ihrer Amts­
bereiche und das Staatsministerium des Innern ge­
genüber allen Gemeinden. Für Große Kreisstädte, 
soweit sie Kreisverwaltungsbehörden sind, sind je­
doch allein die Regierungen und das Staatsministe­
rium des Innern zuständige Staatsbehörden.

Art. 8

(1) Die Gemeindepolizei erfüllt ihre Aufgaben ins­
besondere im Einzeldienst. Ferner hat sie die Ge­
meinde laufend über den Sicherheitszustand, vor 
allem über erhebliche Verstöße gegen die Rechtsord­
nung zu unterrichten, soweit nicht dadurch die Straf­
verfolgung erschwert oder verhindert wird.

(2) Im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben hat 
die Gemeindepolizei nach Maßgabe der ihr allgemein 
oder für den Einzelfall von der Gemeinde erteilten 
Aufträge die für die Wahrnehmung der öffentlichen 
Verwaltungsaufgaben der Gemeinde notwendigen 
Ermittlungen vorzunehmen, den Vollzug von Ver­
waltungsakten der Gemeinde zu überwachen und 
Vollstreckungshilfe zu leisten, soweit die Mitwirkung 
der Polizei, insbesondere wegen der Anwendung un­
mittelbaren Zwanges, erforderlich ist.



748 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 27/1974

(3) Die Gemeindepolizei hat ferner innerhalb des 
Gemeindegebiets im Rahmen ihrer gesetzlichen Auf­
gaben nach Maßgabe der hierfür den Gemeinden von 
den zuständigen Staatsbehörden allgemein oder für 
den Einzelfall erteilten Weisungen den Vollzug von 
Verwaltungsakten anderer Behörden zu überwachen 
und Vollstreckungshilfe zu leisten, soweit die Mit­
wirkung der Polizei, insbesondere wegen der Anwen­
dung unmittelbaren Zwanges, erforderlich ist. Art. 7 
Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Eine Gemeindepolizei, der staatliche Aufgaben 
obliegen, hat die Untersuchungs- und Strafgefangenen 
vor Gericht zu führen und die Gerichtsvorsitzenden 
bei der Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung 
zu unterstützen, soweit dafür Dienstkräfte der Justiz­
verwaltung nicht oder nicht in ausreichendem Maße 
zur Verfügung stehen.

Art. 9

Wird eine auf Grund der Art. 7 oder 8 Abs. 3 er­
teilte Weisung nicht vollzogen, so kann die zuständige 
Staatsbehörde (Art. 7 Abs. 2) den Vollzug durch 
Dienstkräfte der Landespolizei auf Kosten der Ge­
meinde anordnen. Die Gemeinde und auf dem Dienst­
weg das Staatsministerium des Innern sind von den 
getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu unterrich­
ten.

Art. 10

(1) Außerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs ist die 
Gemeindepolizei zu Amtshandlungen nur befugt,

1. wenn die örtlich zuständige Polizei nicht oder nicht 
in ausreichender Stärke rechtzeitig herbeigeholt 
werden kann,

2. zur Verfolgung von Personen auf frischer Tat sowie 
zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwiche­
ner,

3. zur Vorführung Festgenommener vor den Richter,

4. wenn die Eigenart einer Dienstverrichtung ihre 
Vornahme oder Fortsetzung an mehreren Orten 
durch die gleichen Dienstkräfte erfordert,

5. auf Grund besonderer gesetzlicher Ermächtigung.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nrn. 1 und 2 ist die 
örtlich zuständige Polizeidienststelle von den getrof­
fenen Amtshandlungen unverzüglich zu verständi­
gen. Das gilt nicht für Verwarnungen.

Art. II

(1) Die zuständige Staatsbehörde (Art. 7 Abs. 2) 
kann gegen den leitenden Polizeibeamten sowie ge­
gen sonstige Beamte einer Gemeindepolizei die Ein­
leitung eines Disziplinarverfahrens beantragen oder, 
falls sie zuständige Einleitungsbehörde ist, es selbst 
einleiten, wenn der begründete Verdacht  eines 
Dienstvergehens innerhalb des Aufgabenbereichs be­
steht, der dem staatlichen Weisungsrecht unterliegt.

(2) Unter der gleichen Voraussetzung kann die zu­
ständige Staatsbehörde (Art. 7 Abs. 2), auch wenn sie 
nicht Einleitungsbehörde ist, die sofortige Enthe­
bung des Beamten vom Dienst anordnen. In diesem 
Fall ist die Einleitung eines Disziplinarverfahrens 
unverzüglich zu beantragen. Die Einleitungsbehörde 
entscheidet über den Fortbestand der Dienstent­
hebung.

(3) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 sind 
erst zulässig, wenn der Gemeinderat nicht innerhalb 
einer von der zuständigen Staatsbehörde (Art. 7 
Abs. 2) gesetzten Frist von sich aus entsprechende 
Maßnahmen getroffen hat.

Art. 12

Erscheint ein Beamter einer Gemeindepolizei für 
den Polizeidienst nicht mehr geeignet, ohne daß ein 
Rechtsgrund für die Beendigung des Beamtenver­
hältnisses gegeben ist, so ist er in einem anderen 
Zweig der Gemeindeverwaltung in einer Stelle zu 
verwenden, die seiner Vorbildung und seiner bis­

herigen Laufbahn entspricht. Auf seinen Wunsch soll 
ihm Gelegenheit gegeben werden, seine Vorbildung 
für seine neue Verwendung zu ergänzen, soweit der 
Dienstbetrieb der Gemeindeverwaltung es gestattet.

Art. 13

Machen Gemeinden von ihrem Recht nach Art. 5 
Abs. 1 Gebrauch, so ist die Bereitstellung der erfor­
derlichen Dienstkräfte, Einrichtungen und Sachmit- 
tel Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises der 
Gemeinden.

Art. 14

Reichen die Dienstkräfte einer Gemeindepolizei, 
der staatliche Aufgaben obliegen, im Einzelfall nicht 
aus, so kann die Gemeinde die zuständige Staats­
behörde (Art. 7 Abs. 2) ersuchen, Dienstkräfte der 
Landespolizei und im Grenzbereich auch Dienst­
kräfte der Grenzpolizei zur Unterstützung zu ent­
senden. Die entsandten Dienstkräfte unterstehen für 
die Dauer der Maßnahme den Weisungen der Rechts­
aufsichtsbehörde.

Art. 15

(1) Ist eine Gemeindepolizei, der staatliche Auf­
gaben obliegen, nicht in der Lage oder nicht bereit, 
die ihr gesetzlich obliegenden Pflichten zu erfüllen, 
so kann das Staatsministerium des Innern vorüber­
gehend die Entsendung von staatlicher Polizei an­
ordnen. Die entsandten Dienstkräfte unterstehen für 
die Dauer der Maßnahme den Weisungen der Rechts­
aufsichtsbehörde.

(2) Trifft die Gemeinde ein Verschulden, so fallen 
ihr notwendige Sonderkosten, die durch die Entsen­
dung von staatlicher Polizei nach Absatz 1 entstehen, 
zur Last.

Art. 16

Die Vorschriften über den Einsatz und die sonstige 
Verwendung der Bereitschaftspolizei und über den 
gemeinsamen Einsatz der Polizeiverbände bleiben 
unberührt.

III. Staatliche Polizei 

1. Landespolizei 

Art. 17

(1) In Gemeinden, in denen die staatlichen polizei­
lichen Aufgaben staatlicher Polizei obliegen, und in 
gemeindefreien Gebieten erfüllt die Landespolizei 
insbesondere im Einzeldienst diese Aufgaben. Sie hat 
insbesondere die in Art. 2 Abs. 1 Nrn. 1 bis 5 genann­
ten Aufgaben durchzuführen.

(2) In Gemeinden, in denen die staatlichen polizei­
lichen Aufgaben staatlicher Polizei obliegen, obliegt 
ihr auch die Verhütung von Zuwiderhandlungen ge­
gen Ortsrecht (Art. 2 Abs. 2 Satz 1). Ferner hat sie in 
Gemeinden ohne eigene Polizei die Untersuchungs­
und Strafgefangenen vor Gericht zu führen und die 
Gerichtsvorsitzenden bei der Aufrechterhaltung der 
Ordnung in der Sitzung zu unterstützen, soweit da­
für Dienstkräfte der Justizverwaltung nicht oder 
nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen.

(3) Die in Art. 2 Abs. 1 Nrn. 4 und 5 genannten 
Aufgaben nimmt die Landespolizei auch in Gemein­
den mit eigener Polizei wahr.

(4) Die Landespolizei hat die Behörden der allge­
meinen inneren Verwaltung laufend über den Sicher­
heitszustand, vor allem über erhebliche Verstöße 
gegen die Rechtsordnung, zu unterrichten.

Art. 18

Dienstkräfte der Landespolizei, die im Einzeldienst 
verwendet werden, sind innerhalb des gesamten Zu­
ständigkeitsbereichs der Landespolizei zu Amtshand­
lungen befugt, leisten ihren Dienst jedoch in der 
Regel nur innerhalb des Dienstbereichs, dem sie zu­
geteilt sind.
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Art. 19

(1) Abgesehen von den Fällen der Art. 5 Abs. 4, 
Art. 9, 14 und 15 ist die Landespolizei außerhalb ihres 
Zuständigkeitsbereichs zu Amtshandlungen nur be­
fugt,

1. wenn die örtlich zuständige Polizei nicht oder nicht 
in ausreichender Stärke rechtzeitig herbeigeholt 
werden kann,

2. zur Verfolgung von Personen auf frischer Tat so­
wie zur Verfolgung und Wiederergreifung Ent­
wichener,

3. wenn die Eigenart einer Dienstverrichtung ihre 
Vornahme oder Fortsetzung an mehreren Orten 
durch die gleichen Dienstkräfte erfordert,

4. auf Grund besonderer gesetzlicher Ermächtigung.

(2) Die Vorschriften über den gemeinsamen Einsatz 
der Polizeiverbände bleiben unberührt.

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nrn. 1 und 2 ist die 
örtlich zuständige Polizeidienststelle von den getrof­
fenen Amtshandlungen unverzüglich zu verständi­
gen. Das gilt nicht für Verwarnungen.

Art. 20

(1) Dienststellen der Bayerischen Landespolizei 
sind

1. die Landespolizeistationen und die Nebenstellen,

2. die Landespolizeiinspektionen,

3. die Landespolizeidirektionen als dem Staatsmini­
sterium des Innern unmittelbar nachgeordnete 
Dienststellen.

(2) Das Staatsministerium des Innern kann bestim­
men, daß Dienststellen der Landespolizei, die nach 
Art. 5 Abs. 2 Aufgaben einer Gemeindepolizei über­
nehmen, abweichend von Absatz 1 eine Bezeichnung 
führen, die der bisherigen Bezeichnung der Dienst­
stelle der Gemeindepolizei entspricht. Das Staats­
ministerium des Innern kann ferner abweichend von 
Absatz 1 bestimmen, welcher Stelle solche Dienst­
stellen der Landespolizei unmittelbar nachgeordnet 
sind.

Art. 21

Die Stärke der Landespolizei, ihre Gliederung und 
örtliche Verteilung bestimmt im Rahmen des Staats­
haushaltsplans das Staatsministerium des Innern.

Art. 22

Für kriminalpolizeiliche Aufgaben, die Überwa­
chung des Verkehrs auf Straßen, die dem überörtlichen 
Verkehr dienen, und die polizeiliche Regelung und 
Überwachung des Verkehrs mit Wasserfahrzeugen 
auf den Binnengewässern einschließlich der Gewäs­
ser in den Häfen können besondere Dienststellen er­
richtet werden.

Art. 23

(1) Im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben hat die 
Landespolizei  innerhalb  des  Dienstbereichs  der 
Dienststelle nach Weisung der zuständigen staatli­
chen Behörde und nach Weisung oder auf Ersuchen 
der Gemeinden ohne eigene Polizei die für die Wahr­
nehmung öffentlicher Verwaltungsaufgaben notwen­
digen Ermittlungen vorzunehmen, den Vollzug von 
Verwaltungsakten zu überwachen und Vollstrek- 
kungshilfe zu leisten, soweit die Mitwirkung der 
Polizei, insbesondere wegen der Anwendung unmit­
telbaren Zwanges, erforderlich ist. In Gemeinden mit 
eigener Polizei, in denen die staatlichen polizeilichen 
Aufgaben staatlicher Polizei obliegen, gilt Satz 1 nur 
für Verwaltungsaufgaben im übertragenen Wir­
kungskreis.

(2) Weisungen im Sinne des Absatzes 1 erteilen die 
Landratsämter, die Regierungen und das Staatsmini­
sterium des Innern. Stehen Weisungen dieser Be­
hörden nicht entgegen, so können auch die Großen 
Kreisstädte, soweit sie Kreisverwaltungsbehörden 
sind, und die kreisfreien Gemeinden Weisungen er­
teilen.

(3) Ersuchen nach Absatz 1 richten kreisangehörige 
Gemeinden, soweit sie nicht Große Kreisstädte sind, 
über die zuständige Staatsbehörde (Art. 7 Abs. 2), in 
Einzelfällen auch unmittelbar an die unterste ört­
lich zuständige Landespolizeidienststelle. Kann die 
Landespolizei dem Ersuchen nicht sofort entsprechen, 
veranlaßt sie unverzüglich das zur Ausführung des 
Ersuchens Erforderliche und unterrichtet die Ge­
meinde über den Grund der Verzögerung.

(4) Für Weisungen und Ersuchen der Gemeinden 
gilt Art. 7 Abs. 2 entsprechend.

2. Grenzpolizei

Art. 24

Die Überwachung und der polizeiliche Schutz der 
Landesgrenzen, insbesondere die Überwachung des 
Grenz Verkehrs und der Vollzug der Auslieferung und 
Übernahme von Personen sowie die Überwachung 
des Personenverkehrs auf Flugplätzen sind, unbe­
schadet der gesetzlichen Zuständigkeit anderer Be­
hörden und Dienststellen, Aufgaben der Bayerischen 
Grenzpolizei.

Art. 25

(1) Dienstkräfte der Grenzpolizei, die im Einzel­
dienst verwendet werden, sind befugt, entlang der 
gesamten Landesgrenze in einem Gebietsstreifen von 
30 km Tiefe (Grenzbereich) sowie innerhalb der Flug­
platzbereiche Amtshandlungen im Rahmen ihrer 
Aufgaben nach Art. 24 vorzunehmen, auch soweit 
diese Bereiche zum Gebiet von Gemeinden mit eige­
ner Polizei gehören. Sie leisten ihren Dienst jedoch in 
der Regel nur innerhalb des Dienstbereichs, dem sie 
zugeteilt sind.

(2) Zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben, die 
über den Rahmen des Art. 24 hinausgehen, ist die 
Grenzpolizei innerhalb des Grenz- oder Flugplatz­
bereiches nur befugt,

1. wenn die örtlich zuständige Polizei nicht oder nicht 
in ausreichender Stärke rechtzeitig herbeigeholt 
werden kann,

2. zur Verfolgung von Personen auf frischer Tat so­
wie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwi­
chener.

(3) Außerhalb des Grenz- oder Flugplatzbereiches 
ist die Grenzpolizei zu Amtshandlungen nur befugt,

1. wenn zur Durchführung einer polizeilichen Auf­
gabe im Rahmen des Art. 24 Amtshandlungen 
außerhalb des Grenz- oder Flugplatzbereiches not­
wendig werden,

2. unter den Voraussetzungen des Absatzes 2,

3. auf Grund besonderer gesetzlicher Ermächtigung.

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 Nr. 2 ist die 
zuständige Polizeidienststelle von den getroffenen 
Amtshandlungen unverzüglich zu verständigen. Das 
gilt nicht für Verwarnungen.

(5) Die Vorschriften über den gemeinsamen Einsatz 
der Polizeiverbände bleiben unberührt.

Art. 26

Im Grenzbereich können der Grenzpolizei durch 
das Staatsministerium des Innern auch die Aufgaben 
der Landespolizei übertragen werden. Die Art. 19 und 
23 gelten entsprechend.

Art. 27

Die Grenzpolizei ist zur Zusammenarbeit mit den 
Behörden der allgemeinen inneren Verwaltung sowie 
mit anderen, im Grenzbereich tätigen Polizeidienst­
kräften und mit der Zollverwaltung verpflichtet.

Art. 28

Dienststellen der Bayerischen Grenzpolizei sind

1. die Grenzpolizeistationen und die Nebenstellen,

2. die Grenzpolizeiinspektionen,
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3. die Grenzpolizeidirektion als eine dem Staats­
ministerium des Innern unmittelbar nachgeordnete
Dienststelle.

Art. 29

Die Stärke der Grenzpolizei, ihre Gliederung und 
örtliche Verteilung bestimmt im Rahmen des Staats­
haushaltsplans das Staatsministerium des Innern.

Art. 30

Für  grenzpolizeiliche  Sonderaufgaben  können 
Grenzbeauftragte bestellt werden.

3. Bereitschaftspolizei

Art. 31

(1) Die Bayerische Bereitschaftspolizei ist ein be­
sonderer staatlicher Polizeiverband.

(2) Aufgabe der Bereitschaftspolizei ist die Unter­
stützung der Dienstkräfte des Einzeldienstes, wenn 
die Erfüllung der ihnen gesetzlich obliegenden Auf­
gaben den Einsatz geschlossener Polizeieinheiten not­
wendig macht.

(3) Die Bereitschaftspolizei kann ferner aus sonsti­
gen schwerwiegenden Gründen, insbesondere zum 
Schutz der obersten Staatsorgane, ihrer Behörden 
und Dienststellen sowie zum Schutz lebenswichtiger 
Einrichtungen, Anlagen und Betriebe verwendet wer­
den, wenn und solange hierfür ein Bedürfnis besteht.

(4) Militärischen Zwecken dient die Bereitschafts­
polizei nicht.

(5) Aufgabe der Bereitschaftspolizei ist auch die 
Ausbildung und Fortbildung der Polizeidienstkräfte 
des mittleren Dienstes.

Art. 32

Die Stärke der Bereitschaftspolizei, ihre Gliede­
rung, örtliche Verteilung und Unterbringung be­
stimmt im Rahmen des Staatshaushaltsplans das 
Staatsministerium des Innern.

Art. 33

(1) Die Bereitschaftspolizei darf nur auf Weisung 
des Staatsministers des Innern eingesetzt oder sonst 
verwendet werden.

(2) Polizeibeamte der Bereitschaftspolizei sind auch 
in den Fällen des Art. 19 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 zu Amts­
handlungen befugt.

Art. 34

Die Leitung der Bereitschaftspolizei obliegt der 
Direktion der Bayerischen Bereitschaftspolizei. Sie ist 
eine dem Staatsministerium des Innern unmittelbar 
nachgeordnete Dienststelle.

Art. 35

(1) Zur Ausbildung im Einzeldienst können Beamte 
der Bereitschaftspolizei vorübergehend zur Landes­
polizei, zur Grenzpolizei oder mit Einwilligung der 
Gemeinde zur Polizei einer Gemeinde abgeordnet 
werden. Für die Dauer der Abordnung haben sie die 
Befugnisse der Dienstkräfte des Polizeiträgers und des 
Polizeiverbandes, zu dem sie abgeordnet sind, und 
unterstehen den gleichen Vorgesetzten.

(2) Die Verantwortlichkeit bei Amtspflichtverlet­
zungen von Beamten der Bereitschaftspolizei trifft 
auch für die Dauer der Abordnung zur Polizei einer 
Gemeinde gemäß Absatz 1 den Staat, es sei denn, daß 
die zu Schadenersatz verpflichtende Maßnahme auf 
ausdrückliche Anordnung der Gemeinde oder eines 
Vorgesetzten vorgenommen worden ist, der der Poli­
zei der Gemeinde angehört.

4. Landeskriminalamt

Art. 36

Das Bayerische Landeskriminalamt ist eine zen­
trale Dienststelle für kriminalpolizeiliche Aufgaben. 
Es ist eine dem Staatsministerium des Innern unmit­
telbar nachgeordnete Dienststelle.

Art. 37

(1) Aufgabe des Landeskriminalamts ist es,

1. alle für die Verhütung und polizeiliche Verfolgung 
rechtswidrigen Taten, die den Tatbestand eines 
Strafgesetzes verwirklichen, bedeutsamen Nach­
richten und Unterlagen zu sammeln und auszuwer­
ten,

2. die Polizeidienststellen des Staates und der Ge­
meinden über den Stand der Kriminalität laufend 
zu unterrichten und über wirksame und zweck­
mäßige Maßnahmen zur Verhütung und polizeili­
chen Verfolgung rechtswidriger Taten, die den Tat­
bestand eines Strafgesetzes verwirklichen, zu be­
raten,

3. Einrichtungen für kriminaltechnische und erken­
nungsdienstliche Untersuchungen und Forschungen 
zu unterhalten,

4. auf Ersuchen einer Polizeidienststelle des Staates 
oder der Gemeinden, einer Staatsanwaltschaft oder 
eines Gerichts für ein Strafverfahren oder Buß­
geldverfahren kriminaltechnische und erkennungs­
dienstliche Untersuchungen durchzuführen und 
Gutachten zu erstatten und vor Gericht zu vertre­
ten,

5. eine Polizeistatistik zu führen,

6. Richtlinien für das Fahndungswesen aufzustellen.

(2) Das Staatsministerium des Innern kann das 
Landeskriminalamt als ausschließlich zuständig für 
die Erstattung amtlicher kriminaltechnischer Gut­
achten erklären, wenn hierfür eine oder mehrere der 
Voraussetzungen gegeben erscheinen, unter denen das 
Landeskriminalamt im Einzelfall zur polizeilichen 
Verfolgung einer Straftat tätig werden kann, oder 
wenn auf Grund anderer Rechtsvorschriften die Ein­
richtung einer zentralen kriminaltechnischen Gutach­
ter- oder Prüfstelle erforderlich ist.

(3) Kriminaltechnische Gutachten können mit Zu­
stimmung des Staatsministeriums des Innern gegen 
Entgelt auch in anderen als den in Absatz 1 Nr. 4 ge­
nannten Fällen erstattet und vor Gericht vertreten 
oder erläutert werden.

Art. 38

(1) Dem Landeskriminalamt obliegt ferner die poli­
zeiliche Verfolgung folgender Straftaten:

1. Kernenergie-, Sprengstoff- und Strahlungsverbre­
chen, in den Fällen der §§ 310 b, 311 Abs. 1 bis 3, 
§§ 311 a, 311 b des Strafgesetzbuches sowie Straf­
taten nach § 30 des Sprengstoffgesetzes;

2. Angriffe auf den Luftverkehr (§ 316 c des Strafge­
setzbuches) ;

3. Förderung der Prostitution in den Fällen des § 180 a 
Abs. 3 bis 5 des Strafgesetzbuches und Menschen­
handel (§ 181 des Strafgesetzbuches);

4. unbefugter Vertrieb von Betäubungsmitteln;

5. Geld- und Wertpapierfälschung sowie deren Vor­
bereitung (§§ 146, 149, 151, 152 des Strafgesetz­
buches) ;

6. internationaler unbefugter Waffenhandel.

(2) Dem Landeskriminalamt obliegt außerdem die 
koordinierende Tätigkeit bei der polizeilichen Ver­
folgung der Straftaten gegen den Bestand oder die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder 
eines ihrer Länder oder gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung, insbesondere des Hochverrats, der Staats­
gefährdung und des Landesverrats. Es übernimmt 
die polizeiliche Verfolgung dieser Straftaten, wenn es 
das Staatsministerium des Innern wegen ihrer' be­
sonderen Gefährlichkeit für die Allgemeinheit oder 
ihrer räumlichen Ausdehnung oder der in der Person 
des Täters oder der Tatausführung liegenden beson­
deren Umstände anordnet. Art. 39 Abs. 1 Nr. 1 bleibt 
unberührt.
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(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 bleibt die ört­
lich zuständige Polizei zu unaufschiebbaren Maßnah­
men berechtigt und verpflichtet.

Art. 39

(1) Das Landeskriminalamt wird ferner im Einzel­
fall tätig,

1. wenn es von einer Polizeidienststelle, einem Ge­
richt oder einer Staatsanwaltschaft um polizeiliche 
Verfolgung einer Straftat, die nach Auffassung der 
ersuchenden Stelle wegen ihrer besonderen Ge­
fährlichkeit für die Allgemeinheit, wegen der 
räumlichen Ausdehnung der durch die Straftat her­
beigeführten Bedrohung oder Schädigung der Be­
völkerung oder wegen der besonderen Umstände 
der Begehung von den örtlichen Polizeidienststel­
len nicht wirksam bearbeitet werden kann,

2. wenn es das Staatsministerium des Innern aus 
schwerwiegenden Gründen anordnet.

(2) Art. 38 Abs. 3 gilt entsprechend.

(3) Polizeibeamte des Landeskriminalamts können 
ferner in den Fällen des Art. 19 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 
tätig werden.

Art. 40

Zur Durchführung der ihm nach Art. 37 Abs. 1 
Nrn. 1, 4, 5 und 6 und Abs. 2 sowie Art. 38 und 39 ob­
liegenden Aufgaben kann sich das Landeskriminal­
amt mit Ersuchen an die Polizeidienststellen des 
Staates und an die Gemeinden mit eigener Polizei, 
der staatliche Aufgaben obliegen, wenden. Diese sind 
verpflichtet, solchen Ersuchen im Rahmen ihrer Zu­
ständigkeit zu entsprechen. Für Ersuchen an Gemein­
den mit eigener Polizei gilt Art. 9 entsprechend.

Art. 41

(1) Das Landeskriminalamt kann in Fällen des 
Art. 38 die polizeiliche Verfolgung einzelner Straf­
taten oder die Vornahme einzelner Maßnahmen den 
örtlich und sachlich zuständigen Polizeidienststellen 
übertragen.

(2) In Fällen des Art. 39 kann das Landeskriminal­
amt die Vornahme einzelner Maßnahmen den örtlich 
und sachlich zuständigen Polizeidienststellen über­
tragen.

(3) Hält das Landeskriminalamt in Fällen des 
Art. 39 seine Mitwirkung nicht oder nicht mehr für 
erforderlich, so kann es die polizeiliche Verfolgung 
der Straftaten im Einvernehmen mit der Behörde 
oder Dienststelle, die sein Eingreifen veranlaßt hat, 
den örtlich und sachlich zuständigen Polizeidienst­
stellen übertragen. Ist das Landeskriminalamt auf 
Anordnung des Staatsministeriums des Innern tätig 
geworden, so bedarf die Übertragung der Zustim­
mung des Ministeriums.

Art. 42

Die Aufgaben des Landeskriminalamts sind grund­
sätzlich in enger Zusammenarbeit mit den übrigen 
Polizeidienststellen des Staates und der Gemeinden 
wahrzunehmen. Insbesondere soll vor dem Einschrei­
ten im Einzelfall die örtliche Polizeidienststelle von 
den voraussichtlich erforderlichen Maßnahmen ver­
ständigt werden. Kann dies nicht geschehen, weil Ge­
fahr im Verzug ist oder der Ermittlungszweck gefähr­
det würde, so ist die örtliche Polizeidienststelle un­
verzüglich zu unterrichten, sobald der Hinderungs­
grund nicht mehr besteht.

Art. 43

(1) Für Dienstkräfte, die im Einzeldienst verwen­
det werden, gilt Art. 3 Abs. 1.
(2) Die Polizeidienststellen des Staates und der Ge­

meinden haben den in Absatz 1 bezeichneten Dienst­
kräften des Landeskriminalamts auf Ersuchen per­
sönliche und sächliche Hilfe zu gewähren.

Art. 44

(1) Das Landeskriminalamt ist zugleich zentrale 
Dienststelle der Kriminalpolizei im Sinne des § 3 
Abs. 1 des Gesetzes über die Einrichtung eines Bun­
deskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes).

(2) Zuständige Landesbehörden im Sinne des in Ab­
satz 1 bezeichneten Bundesgesetzes sind in den Fäl­
len des § 5 Abs. 3 Nr. 1 dieses Gesetzes das Staats­
ministerium des Innern, der Generalstaatsanwalt bei 
dem Bayerischen Obersten Landesgericht und die 
Generalstaatsanwälte bei den Oberlandesgerichten, 
in den Fällen des § 6 Abs. 1 Satz 1 dieses Gesetzes das 
Staatsministerium des Innern.

IV. Gemeinsamer Einsatz der Polizeiverbände

Art. 45

(1) Stellt der Staatsminister des Innern fest, daß 
eine erhebliche Störung der öffentlichen Sicher­
heit und Ordnung zu besorgen oder bereits eingetre­
ten ist, welche zu beheben die zuständigen Polizei­
dienstkräfte nicht in der Lage oder nicht bereit sind, 
so setzt er die Polizeidienstkräfte des Staates und der 
Gemeinden unter seiner Weisungsgewalt dort ein, wo 
es zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung notwendig ist. 
Die Feststellung nach Satz 1 kann auch die Staats­
regierung treffen.

(2) Der Staatsminister des Innern beauftragt einen 
Beamten einer Polizei des Staates oder einer Gemein­
depolizei mit der Leitung des Einsatzes.

(3) Von allen Maßnahmen nach Absatz 1 hat die 
Staatsregierung den Landtag unverzüglich zu ver­
ständigen; ist der Landtag nicht versammelt, so hat 
sie gleichzeitig seine Einberufung zu veranlassen. 
Maßnahmen sind auf Verlangen des Landtags aufzu­
heben.

V. Zuständigkeit in besonderen Fällen

Art. 46

Die Anforderung von Polizeikräften anderer Län­
der und von Dienstkräften des Bundesgrenzschutzes 
zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand 
oder die freiheitliche demokratische Grundordnung 
des Bundes oder des Landes Bayern (Art. 91 Abs. 1 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch­
land) obliegt dem Bayerischen Ministerpräsidenten. 
Im übrigen gilt Art. 45 entsprechend.

Art. 47

(1) Dienstkräfte der Polizei eines anderen Landes 
der Bundesrepublik sind, außer im Fall des Art. 91 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch­
land und des Art. 59 des Polizeiaufgabengesetzes, zu 
Amtshandlungen in Bayern befugt

1. im Grenzbereich, wenn die örtlich zuständige Poli­
zei nicht oder nicht in ausreichender Stärke recht­
zeitig herbeigeholt werden kann,

2. zu polizeilichen Maßnahmen beim Gefangenen­
transport,

3. vorübergehend in Einzelfällen auf Anforderung 
oder mit Zustimmung des Staatsministeriums des 
Innern, insbesondere in den Fällen des Art. 35 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes für die Bundes­
republik Deutschland,

4. in besonderen Fällen der Strafverfolgung auf 
Grund einer Vereinbarung des Staatsministeriums 
des Innern mit einem anderen Land der Bundes­
republik.

(2) Die vom Bund mit polizeilichen Aufgaben be­
trauten Dienstkräfte sind auf Anforderung oder mit 
Zustimmung des Staatsministeriums des Innern zu 
Amtshandlungen in Bayern befugt, soweit nicht be­
reits eine bundesrechtliche Zuständigkeit besteht.
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Art. 48

Bayerische Polizei darf außerhalb Bayerns nur 
tätig werden

1. mit Zustimmung des Staatsministeriums des Innern 
in den Fällen des Art. 35 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 
Satz 1 und des Art. 91 Abs. 1 und 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch­
land,

2. auf Grund einer Vereinbarung des Staatsministe­
riums des Innern mit einem anderen Land der 
Bundesrepublik Deutschland in besonderen Fällen 
der Strafverfolgung oder in bestimmten Abschnit­
ten des Grenzbereichs eines anderen Landes der 
Bundesrepublik Deutschland,

3. in anderen durch Bundesrecht vorgesehenen Fäl­
len.

VI. Bayerisches Polizeiverwaltungsamt

Art. 49
(1) Das Bayerische Polizeiverwaltungsamt nimmt 

zentrale Verwaltungsaufgaben der staatlichen Poli­
zei wahr. Es beschafft die gesamte Ausrüstung der 
staatlichen Polizei. Daneben kann es andere staatliche 
Behörden und Gemeindepolizeien ausrüsten.

(2) Das Bayerische Polizeiverwaltungsamt kann als 
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten bestimmt 
werden, soweit es sich um Ordnungswidrigkeiten 
nach § 24 des Straßenverkehrsgesetzes handelt, die 
im Straßenverkehr begangen werden.

(3) Das Bayerische Polizeiverwaltungsamt ist eine 
dem Staatsministerium des Innern unmittelbar nach- 
geordnete Dienststelle.

VII. Übergangs- und Schlußbestimmungen

Art. 50

Werden bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in kreis­
angehörigen Gemeinden die Aufgaben, die der Ge­
meindepolizei obliegen, von der Landespolizei wahr­
genommen, so hat es dabei sein Bewenden. Art. 5 
bleibt unberührt.

Art. 51

(1) Die Gemeinden haben ihr Eigentum an beweg­
lichen Sachen, die im Zeitpunkt der Übertragung der 
staatlichen polizeilichen Aufgaben in der Gemeinde 
auf die Landespolizei (Art. 5 Abs. 2) ausschließlich 
oder überwiegend unmittelbar der Gemeindepolizei 
dienen, zu diesem Zeitpunkt unentgeltlich auf den 
Staat zu übertragen, soweit es sich nicht um lang­
lebige Gebrauchsgüter handelt. Solange die Ge­
meinde ihre Polizei nicht völlig auflöst (Art. 5 Abs. 3), 
ist der Staat verpflichtet, der Gemeinde ein Recht auf 
unentgeltliche Nutzung der Sachen für Aufgaben der 
Gemeindepolizei in dem Umfang zu gewähren, der 
dem Anteil der polizeilichen Aufgaben im eigenen 
Wirkungskreis der Gemeinde an den bisherigen Auf­
gaben der Gemeindepolizei entspricht. Dienen die 
Sachen im Zeitpunkt der Übertragung unmittelbar 
auch anderen Zwecken, so ist der Staat verpflichtet, 
der Gemeinde ein Recht auf unentgeltliche Nutzung 
der Sachen für die anderen Zwecke in bisherigem 
Umfang zu gewähren.

(2) Das Eigentum an unbeweglichen Sachen, die im 
Zeitpunkt der Übertragung der staatlichen polizei­
lichen Aufgaben in der Gemeinde auf die Landespoli­
zei ausschließlich oder überwiegend unmittelbar der 
Gemeindepolizei dienen und im Eigentum der Ge­
meinde stehen, geht zu diesem Zeitpunkt unentgelt­
lich auf den Staat über, soweit es sich um ehemaliges 
Reichsvermögen im Sinne des Reichsvermögen-Geset­
zes vom 16. Mai 1961 (BGBl I S. 597) handelt, an dem 
das Eigentum auf Grund eines Gesetzes, Verwaltungs­
akts oder Rechtsgeschäfts der Gemeinde unentgeltlich 
übertragen worden ist. Absatz 1 Sätze 2 und 3 gelten 
entsprechend. Der Antrag auf Berichtigung des 
Grundbuches ist vom Staatsministerium der Finan­

zen zu stellen. Der Antrag muß von dem Leiter der 
Behörde oder seinem Vertreter unterschrieben und 
mit dem Amtssiegel versehen sein. Zum Nachweis des 
Eigentums gegenüber dem Grundbuchamt genügt die 
in den Antrag aufzunehmende Erklärung, daß das 
Eigentum an dem Grundstück dem Freistaat Bayern 
zusteht. Werterhöhende Investitionen, die die Ge­
meinden als Eigentümer von Sachen im Sinne des 
Satzes 1 vorgenommen haben, löst der Staat in acht 
gleichen unverzinslichen Jahresraten zum Zeitwert 
ab.

(3) An sonstigen Sachen, die im Zeitpunkt der Über­
tragung der staatlichen polizeilichen Aufgaben in der 
Gemeinde auf die Landespolizei ausschließlich oder 
überwiegend unmittelbar der Gemeindepolizei die­
nen und im Eigentum der Gemeinde stehen, hat die 
Gemeinde dem Staat vom Zeitpunkt der Übertra­
gung der staatlichen polizeilichen Aufgaben in der 
Gemeinde auf die Landespolizei an ein unentgelt­
liches, auf fünf Jahre befristetes Nutzungsrecht zu 
gewähren. Die Kosten der Instandhaltung und der Be­
wirtschaftung für diese Zeit trägt der Staat. Solange 
die Gemeinde ihre Polizei nicht völlig auflöst (Art. 5 
Abs. 3), ist das Nutzungsrecht nach Satz 1 nur in dem 
Umfang zu gewähren, der dem Anteil der staatlichen 
polizeilichen Aufgaben in der Gemeinde an den bis­
herigen Aufgaben der Gemeindepolizei entspricht. 
Dienen die unbeweglichen Sachen im Zeitpunkt der 
Übertragung unmittelbar auch anderen Zwecken, so 
behält die Gemeinde ihr Nutzungsrecht in dem Um­
fang, in dem die Sachen bisher unmittelbar den ande­
ren Zwecken gedient haben. Das Nutzungsrecht ist 
unentgeltlich. Der Staat ist befugt, zweckdienliche 
Änderungen an den Gebäuden vorzunehmen, soweit 
deren Wert dadurch nicht oder nicht erheblich be­
einträchtigt wird.

(4) Die Gemeinde hat Sachen im Sinne des Absat­
zes 3 nach Ablauf der Frist des Absatzes 3 Satz 1 zum 
Zeitwert dem Staat zu übereignen oder zu vermieten, 
wenn der Staat bis zum Ende der Frist einen solchen 
Antrag stellt; im Falle der Übereignung unbeweg­
licher Sachen ist der Kaufpreis in acht gleichen un­
verzinslichen Jahresraten zu zahlen. Die besonderen 
Belange der Gemeinden sind gebührend zu berück­
sichtigen. Absatz 3 Sätze 3 bis 5 gelten sinngemäß.

(5) Das unmittelbar der Gemeindepolizei dienende 
Vermögen der Gemeinden im Sinne der Absätze 1 bis 3 
ist bis zur Übertragung der staatlichen Aufgaben der 
Gemeindepolizei auf die Landespolizei mindestens in 
seinem Bestand nach dem Stichtag vom 15. Januar 
1971 zu erhalten; Ausnahmen bedürfen der Zustim­
mung der Staatsministerien des Innern und der Fi­
nanzen. Für werterhöhende Investitionen, die die Ge­
meinden vor der Aufgabenübertragung mit Zustim­
mung der Staatsministerien des Innern und der Fi­
nanzen für das Vermögen im Sinne des Satzes 1 vor­
nehmen, können staatliche Zuschüsse gewährt wer­
den.
(6) Das Staatsministerium der Finanzen wird er­

mächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministe­
rium des Innern durch Rechtsverordnung die not­
wendigen Ausführungsvorschriften zum Vollzug der 
Absätze 1 und 3 bis 5 zu erlassen.

Art. 52
(1) An Wohnraum, der im Zeitpunkt der Übertra­

gung der staatlichen polizeilichen Aufgaben in der 
Gemeinde auf die Landespolizei im Eigentum der Ge­
meinde steht und der Unterbringung von Dienstkräf­
ten der Polizei dient, steht dem Staat von diesem 
Zeitpunkt an ein Besetzungsrecht zur Unterbringung 
von Dienstkräften der Polizei zu. An Wohnraum, der 
nicht zur Unterbringung von alleinstehenden Polizei­
bediensteten bestimmt ist, besteht das Besetzungs­
recht nur so lange, als er mit denselben Bediensteten 
besetzt ist, die ihn im Zeitpunkt der Aufgabenüber­
tragung innehatten. Solange die Gemeinde ihre Poli­
zei nicht völlig auflöst, besteht das Besetzungsrecht 
des Staates in dem Umfang, der dem Anteil der
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staatlichen polizeilichen Aufgaben in der Gemeinde 
an den bisherigen Aufgaben der Gemeindepolizei 
entspricht. Die Gemeinde darf Dienstkräfte der staat­
lichen Polizei bei der Gestaltung der Nutzungsver­
hältnisse nicht schlechter stellen als andere öffent­
liche Dienstkräfte in vergleichbaren Fällen.

(2) Soweit Dienstkräfte der Polizei in Wohnungen 
untergebracht sind, die mit gemeindlichen Mitteln 
gefördert worden sind, geht im Zeitpunkt der Auf­
gabenübertragung das der Gemeinde zustehende Be­
setzungsrecht auf den Staat über; Absatz 1 Satz 3 gilt 
entsprechend.

(3) Soweit die Gemeinden für Dienstkräfte der Poli­
zei zur Förderung des Wohnungsbaues Darlehen aus­
gereicht haben, dürfen die sich aus den Darlehensver­
trägen für den Fall des Ausscheidens dieser Dienst­
kräfte aus dem Dienst der Gemeinde ergebenden 
Rechte aus Anlaß der Aufgabenübertragung nicht 
ausgeübt werden.

Art. 53

In gemeindefreien Gebieten, die allseitig vom Ge­
biet einer Gemeinde mit eigener Polizei umschlossen 
sind, sowie in bewohnten gemeindefreien Gebieten, 
die unmittelbar an das Gebiet einer Gemeinde mit 
eigener Polizei angrenzen und siedlungsmäßig mit 
dieser Gemeinde eine Einheit bilden, wird der Ein­
zeldienst von der Gemeindepolizei wahrgenommen, 
sofern dieser staatliche Aufgaben obliegen. Die da­
durch anfallenden Kosten sind den Gemeinden zu 
ersetzen.

Art. 54

Im Rahmen des Staatshaushaltsplans können ein­
zelne Aufgaben der dem Staatsministerium des In­
nern unmittelbar nachgeordneten Dienststellen der 
staatlichen Polizei sowie des Bayerischen Polizeiver­
waltungsamtes einer dieser Dienststellen übertragen 
werden.

Art. 55

(1) Das Staatsministerium des Innern erläßt die zur 
Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Vorschrif­
ten, insbesondere über Ausbildung, Ausrüstung, Be­
waffnung und gemeinsamen Einsatz der Polizei­
dienstkräfte des Staates und der Gemeinden.

(2) Die Dienstvorschriften für die Polizei des Staa­
tes werden vom Staatsministerium des Innern, für 
die Polizei der Gemeinden von diesen erlassen. 
Dienstvorschriften für die Polizei der Gemeinden be­
dürfen der Zustimmung des Staatsministeriums des 
Innern.

(3) Soweit sich Vorschriften nach den Absätzen 1 
und 2 auf Polizeidienstkräfte und Polizeieinrichtun­
gen von Gemeinden beziehen, ist auf die besonderen 
Voraussetzungen und Erfordernisse des Polizeidien­
stes in Gemeinden Rücksicht zu nehmen.

Art. 56

Dieses Gesetz tritt am 1. November 1952 in Kraft.*)

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes 
in  der  ursprünglichen  Fassung  vom  20.  Oktober  1952 
(BayBS I S. 450). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
späteren Änderungen ergibt sich aus den jeweiligen Än­
derungsgesetzen.

Bekanntmachung
der Neufassung des Landesstraf- und 

V erordnungsgesetzes 

Vom 7. November 1974

Auf Grund des § 37 Abs. 1 Nr. 1 des Zweiten Geset­
zes zur Bereinigung des Landesrechts und zur An­
passung von Straf- und Bußgeldvorschriften an das 
Bundesrecht vom 24. Juli 1974 (GVB1 S. 354) und des 
Art. 53 Nr. 1 des Bayerischen Gesetzes über die ent­
schädigungspflichtige Enteignung vom 11. November

1974 (GVB1 S. 609) wird nachfolgend der Wortlaut des 
Landesstraf- und Verordnungsgesetzes in der vom 
1. Januar 1975 an geltenden Fassung bekanntgemacht.

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. November 
1970 (GVB1 S. 601) durch

a) Art. 4 des Gesetzes über die Zuständigkeiten in 
der Landesentwicklung und in den Umweltfragen 
vom 19. Februar 1971 (GVB1 S. 65),

b) Art. 20 Abs. 1 Nr. 4 des Bayerischen Abfallgesetzes 
vom 25. Juni 1973 (GVB1 S. 324),

c) Art. 28 Abs. 2 Nr. 2 des Denkmalschutzgesetzes 
vom 25. Juni 1973 (GVB1 S. 328),

d) Art. 182 des Einführungsgesetzes zum Strafgesetz­
buch vom 2. März 1974 (BGBl I S. 469),

e) § 1 des Zweiten Gesetzes zur Bereinigung des Lan­
desrechts und zur Anpassung von Straf- und Buß­
geldvorschriften an das Bundesrecht,

f) Art. 20 des Bayerischen Immissionsschutzgesetzes 
vom 8. Oktober 1974 (GVB1 S. 499),

g) Art. 52 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über die 
entschädigungspflichtige Enteignung.

München, den 7. November 1974

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Merk, Staatsminister

Gesetz
über das Landesstrafrecht und das Verordnungs­
recht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungs­
gesetz — LStVG —) in der Fassung der 

Bekanntmachung 
vom 7. November 1974

Inhaltsübersicht 

Erster Teil

Allgemeine Vorschriften über Straftaten 
und Ordnungswidrigkeiten

Art.  1  Einteilung der Tatbestände

Art. 2  Straftaten

Art. 3  Ordnungswidrigkeiten

Art.  4  Zuwiderhandlungen gegen Rechtsvorschriften oder 
Anordnungen für den Einzelfall 

Art.  5  Vollstreckung des Bußgeldbescheides

Zweiter Teil

Aufgaben und Befugnisse der Sicherheitsbehörden; 
Entschädigung

Art. 6  Aufgaben der Sicherheitsbehörden 

Art.  7  Befugnisse der Sicherheitsbehörden 

Art.  8  Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

Art. 9  Richtung der Maßnahmen 

Art. 10  Sicherheitsbehörden und Polizei 

Art. 11  Entschädigung

Dritter Teil

Einzelne Ermächtigungen und Ordnungswidrigkeiten

1. Abschnitt

Schutz der Gesundheit und Reinlichkeit 

Art. 12  Übertragbare Krankheiten 

Art. 13  Halten von Haustieren 

Art. 14  Lebensmittel 

Art. 15  Reinlichkeit in Betrieben 

Art. 16  Schädliche Tiere und Pflanzen 

Art. 17  Bienenbelegstellen 

Art. 18  Halten von Hunden

2. Abschnitt 

Vergnügungen

Art. 19  Veranstaltung von Vergnügungen



754 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 27/1974

3. Abschnitt

Weitere Vorschriften zum Schutz der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung

Art. 20  Störung von Amtshandlungen

Art. 21  Unerlaubter Verkehr mit Verwahrten
Art. 22  Notzeichen

Art. 23  Menschenansammlungen

Art. 24  Ski- und Skibobfahren, Rodeln

Art. 25  Zelten, Aufstellen von Wohnwagen

Art. 26  Betreten und Befahren von Grundstücken

Art. 27  Baden; Betreten und Befahren von Eisflächen

Art. 28  öffentliche Anschläge

Art. 29  Fliegende Verkaufsanlagen

Art. 30  Haushaltsgeräte

Art. 31  Gifte, Giftwaren, Arzneien

Art. 32  Hochgiftige Stoffe

Art. 33  Überwachung

Art. 34  Umgang und Verkehr mit explosionsgefährlichen 
Stoffen und Zündmitteln

Art. 35  Umgang und Verkehr mit pyrotechnischen Gegen­
ständen

Art. 36  Verwenden pyrotechnischer Gegenstände 

Art. 37  Halten gefährlicher Tiere 

Art. 38  Verhütung von Bränden

4. Abschnitt 

Schutz von Feld und Flur 

Art. 39  Feld und Flur 

Art. 40  Weidefrevel 

Art. 41  Feldgefährdung

Vierter Teil

Verfahren beim Erlaß von Verordnungen

Art. 42  Verordnungen der Gemeinden, Landkreise und Be­
zirke

Art. 43  Vollzug der Verordnungen

Art. 44  Zuständigkeit verschiedener Behörden oder Stellen

Art. 45  Rechtmäßigkeit und Angabe der Rechtsgrundlage

Art. 46  Pflicht zum Erlaß von Verordnungen

Art. 47  Vorlage und Genehmigung

Art. 48  Änderung und Aufhebung von Verordnungen

Art. 49  Allgemeine Aufsichtspflicht

Art. 50  Geltungsdauer

Art. 51  Amtliche Bekanntmachung

Art. 52  Hinweis auf die Bekanntmachung

Art. 53  Mitteilungen

Fünfter Teil

Übergangs- und Schlußvorschriften

Art. 54  Zuständigkeit aus Ermächtigungen vor Inkrafttre­
ten dieses Gesetzes 

Art. 55  Vorbehalt des Bundesrechts 

Art. 56  Zuständigkeit für gemeindefreie Gebiete 

Art. 57  Ausführungsvorschriften 

Art. 58  Einschränkung von Grundrechten 

Art. 59  Zuständigkeit zur Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach § 112 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten

Art. 60  Fortbestand alten Verordnungsrechts 

Art. 61  Einstweilige Vorschriften über die Stillegung und 
Beseitigung von Anlagen und Geräten 
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Erster Teil

Allgemeine Vorschriften über Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten

Art. 1

Einteilung der Tatbestände

(1) Die im Landesrecht mit Freiheitsstrafe oder mit 
Geldstrafe bedrohten Handlungen sind Straftaten.

(2) Die im Landesrecht mit Geldbuße bedrohten 
Handlungen sind Ordnungswidrigkeiten.

Art. 2 

Straftaten

Auf die Straftaten des Landesrechts sind die im 
Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuchs enthaltenen 
Vorschriften sowie die Vorschriften des Jugendge­

richtsgesetzes, der Strafprozeßordnung und des Ge­
richtsverfassungsgesetzes anzuwenden, soweit gesetz­
lich nichts anderes bestimmt ist.

Art. 3

Ordnungswidrigkeiten

Für die Ordnungswidrigkeiten des Landesrechts 
gilt das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

Art. 4

Zuwiderhandlungen gegen Rechtsvorschriften oder 
Anordnungen für den Einzelfall

(1) Zuwiderhandlungen gegen Rechtsvorschriften 
im Range unter dem Gesetz können auf Grund eines 
Landesgesetzes mit Strafe oder Geldbuße nur geahn­
det werden, wenn die Rechtsvorschrift für einen be­
stimmten Tatbestand auf die zugrundeliegende ge­
setzliche Straf- oder Bußgeldvorschrift verweist.

(2) Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen der 
Verwaltungsbehörden für den Einzelfall können nach 
Landesrecht mit Strafe oder Geldbuße nur geahndet 
werden, wenn die Anordnung nicht mehr mit ordent­
lichen Rechtsbehelfen angefochten werden kann oder 
ihre Vollziehung angeordnet ist.

Art. 5

Vollstreckung des Bußgeldbescheids 

Der Bußgeldbescheid wird nach den Vorschriften 
des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Voll­
streckungsgesetzes vollstreckt, soweit nicht das Ge­
setz über Ordnungswidrigkeiten etwas anderes be­
stimmt.

Zweiter Teil

Aufgaben und Befugnisse der Sicherheitsbehörden;
Entschädigung

Art. 6

Aufgaben der Sicherheitsbehörden 

Die Gemeinden, Landratsämter, Regierungen und 
das Staatsministerium des Innern haben als Sicher­
heitsbehörden die Aufgabe, die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung durch Abwehr von Gefahren und durch 
Unterbindung und Beseitigung von Störungen auf­
rechtzuerhalten.

Art. 7

Befugnisse der Sicherheitsbehörden

(1) Anordnungen und sonstige Maßnahmen, die in 
Rechte anderer eingreifen, dürfen nur getroffen wer­
den, wenn die Sicherheitsbehörden durch Gesetz oder 
auf Grund eines Gesetzes dazu besonders ermächtigt 
sind.

(2) Soweit eine solche gesetzliche Ermächtigung 
nicht in Vorschriften dieses Gesetzes oder in anderen 
Rechtsvorschriften enthalten ist, können die Sicher­
heitsbehörden zur Erfüllung ihrer Aufgaben für den 
Einzelfall Anordnungen nur treffen, um

1. rechtswidrige Taten, die den Tatbestand eines 
Strafgesetzes oder einer Ordnungswidrigkeit ver­
wirklichen, oder verfassungsfeindliche Handlungen 
zu verhüten oder zu unterbinden;

2. durch solche Handlungen verursachte Zustände zu 
beseitigen;

3. Gefahren abzuwehren odef Störungen zu beseiti­
gen, die Leben, Gesundheit oder die Freiheit von 
Menschen oder Sachwerte, deren Erhaltung im öf­
fentlichen Interesse geboten erscheint, bedrohen 
oder verletzen.

(3) Sind Anordnungen nach Absatz 2 nicht möglich, 
nicht zulässig oder versprechen sie keinen Erfolg, so 
können die Sicherheitsbehörden die Gefahr oder Stö­
rung selbst, durch die Polizei oder durch vertraglich 
Beauftragte abwehren oder beseitigen.

(4) Die Freiheit der Person und die Unverletzlich­
keit der Wohnung (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 und Art. 13 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, 
Art. 102 Abs. 1 und Art. 106 Abs. 3 der Verfassung des 
Freistaates Bayern) dürfen durch Maßnahmen auf
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Grund der Absätze 2 und 3 nicht eingeschränkt wer­
den.

(5) Verfassungsfeindlich im Sinne dieses Gesetzes 
ist eine Handlung, die darauf gerichtet ist, die ver­
fassungsmäßige  Ordnung  der  Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder auf verfas­
sungswidrige Weise zu stören oder zu ändern, ohne 
den Tatbestand eines Strafgesetzes oder einer Ord­
nungswidrigkeit zu verwirklichen.

Art. 8

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

(1) Unter mehreren möglichen und geeigneten 
Maßnahmen ist diejenige zu treffen, die den einzel­
nen und die Allgemeinheit am wenigsten beeinträch­
tigt.

(2) Ein durch die Maßnahme zu erwartender Scha­
den darf nicht erkennbar außer Verhältnis zu dem 
beabsichtigten Erfolg stehen.

(3) Maßnahmen sind zu beenden, wenn ihr Zweck 
erreicht ist oder sich zeigt, daß er nicht erreicht wer­
den kann.

Art. 9

Richtung der Maßnahmen

(1) Macht das Verhalten oder der Zustand einer 
Person Maßnahmen nach diesem Gesetz notwendig, 
so sind diese gegen die Person zu richten, die die Ge­
fahr oder die Störung verursacht hat. Hat ein straf­
unmündiges Kind oder eine Person, die wegen Gei­
steskrankheit oder Geistesschwäche entmündigt oder 
unter vorläufige Vormundschaft gestellt ist, die Ge­
fahr oder die Störung verursacht, so können die 
Sicherheitsbehörden ihre Maßnahmen auch gegen 
den richten, dem die Aufsicht über eine solche Person 
obliegt. Hat eine Person, die zu einer Verrichtung 
bestellt ist, in Ausführung dieser Verrichtung die Ge­
fahr oder die Störung verursacht, so kann die Maß­
nahme auch gegen den gerichtet werden, der die Per­
son zu der Verrichtung bestellt hat.
(2) Macht das Verhalten oder der Zustand eines 

Tieres oder der Zustand einer anderen Sache Maß­
nahmen nach diesem Gesetz notwendig, so sind diese 
gegen den Inhaber der tatsächlichen Gewalt zu rich­
ten. Die Maßnahmen können auch gegen den Eigen­
tümer oder den sonst dinglich Verfügungsberechtig­
ten gerichtet werden; das gilt nicht, wenn der Inha­
ber der tatsächlichen Gewalt diese gegen den Willen 
des Eigentümers oder sonst dinglich Verfügungsbe­
rechtigten ausübt. Soweit auf Grund besonderer Vor­
schriften eine andere Person verantwortlich ist, sind 
die Maßnahmen in erster Linie gegen diese zu richten.
(3) Zur Abwehr einer unmittelbar bevorstehenden 

erheblichen Gefahr oder zur Beseitigung einer er­
heblichen Störung können Maßnahmen auch gegen 
eine Person gerichtet werden, die nicht nach den Ab­
sätzen 1 oder 2 verantwortlich ist, insbesondere kann 
sie zur Hilfeleistung angehalten werden, wenn und 
soweit weder Maßnahmen gegen die verantwortliche 
Person noch Maßnahmen nach Art. 7 Abs. 3 möglich, 
ausreichend oder zulässig sind. Maßnahmen nach 
Satz 1 dürfen nicht getroffen werden, wenn die nicht 
verantwortliche Person dadurch selbst an Leben oder 
Gesundheit gefährdet oder an der Erfüllung über­
wiegender anderweitiger Pflichten gehindert würde.

Art. 10

Sicherheitsbehörden und Polizei

Maßnahmen der Sicherheitsbehörden nach diesem 
Gesetz schließen widersprechende Maßnahmen der 
Polizei aus. Das Recht der Sicherheitsbehörden, der 
Polizei Weisungen zu erteilen, und die Vorschriften 
über die Strafverfolgung und die Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten bleiben unberührt.

Art. 11

Entschädigung

(1)  Soweit Maßnahmen auf Grund dieses Gesetzes 
getroffen werden, sind die Art. 49, 50 und 52 des Poli­

zeiaufgabengesetzes  sinngemäß anzuwenden.  Zur 
Entschädigung verpflichtet ist der Träger der Be­
hörde, die die Maßnahmen getroffen hat; hat das 
Landratsamt die Maßnahme getroffen, so ist der 
Landkreis verpflichtet, soweit nicht der Staat nach 
Art. 35 Abs. 3 oder Art. 37 Abs. 5 der Landkreisord­
nung haftet.

(2)  Stellen Maßnahmen auf Grund dieses Gesetzes 
eine Enteignung dar, so ist nach den Vorschriften des 
Bayerischen Gesetzes über die entschädigungspflich­
tige Enteignung Entschädigung in Geld zu leisten.

Dritter Teil

Einzelne Ermächtigungen und Ordnungswidrigkeiten 

1. Abschnitt
Schutz der Gesundheit und Reinlichkeit

Art. 12

Übertragbare Krankheiten

(1)  Zur Verhütung übertragbarer Krankheiten 
können die kreisfreien Gemeinden, die Landkreise, 
die Bezirke und das Staatsministerium des Innern 
durch Verordnung

1. die Beschäftigungsverbote des § 17 des Bundes- 
Seuchengesetzes auch dort nicht genannten Perso­
nen auferlegen, die andere anstecken können,

2. diesen und den in § 17 des Bundes-Seuchengesetzes 
bezeichneten Personen die Tätigkeit

a) in Betrieben, in denen Lebensmittel hergestellt, 
verarbeitet oder abgegeben werden,

b) im Friseurhandwerk,

c) in Leihbüchereien oder

d) in anderen Betrieben oder Einrichtungen, in de­
nen im besonderen Maß die Gefahr besteht, daß 
die dort beschäftigten Personen andere anstek- 
ken,

verbieten oder von besonderen Voraussetzungen 
abhängig machen, welche die Eignung dieser Per­
sonen für die Tätigkeit oder die Beschäftigung in 
solchen Betrieben oder Einrichtungen betreffen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für den Erlaß von 
Anordnungen für den Einzelfall durch die kreisfreien 
Gemeinden, die Landratsämter, die Regierungen und 
das Staatsministerium des Innern.

(3) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer

1. entgegen einer auf Grund des Absatzes 1 erlasse­
nen Verordnung jemanden beschäftigt oder eine 
Tätigkeit ausübt oder besondere Voraussetzungen 
für eine Tätigkeit oder Beschäftigung nicht be­
achtet,

2. einer auf Grund des Absatzes 2 erlassenen voll­
ziehbaren Anordnung zuwiderhandelt.

Art. 13

Halten von Haustieren

(1) Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Rein­
lichkeit oder zum Schutz der Gesundheit können, so­
weit nicht bundesrechtliche oder besondere landes­
rechtliche Vorschriften bestehen, die Gemeinden Ver­
ordnungen über das Halten von Haustieren in Ställen 
erlassen.
(2) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer vorsätz­

lich oder fahrlässig einer auf Grund des Absatzes 1 
erlassenen Verordnung oder einer vollziehbaren An­
ordnung, die auf Grund einer solchen Verordnung 
getroffen wurde, zuwiderhandelt.

Art. 14 

Lebensmittel

(1) Zur Verhütung von Gefahren für die Gesund­
heit können, soweit nicht bundesrechtliche Vorschrif­
ten bestehen, die kreisfreien Gemeinden, die Land­
kreise, die Bezirke und das Staatsministerium des 
Innern Verordnungen über die Beschaffenheit, Auf­
bewahrung, Verpackung und das Ausstellen, Aus-
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messen und Auswiegen von Lebensmitteln und Be­
darfsgegenständen erlassen.

(2)  Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer auf Grund 
des Absatzes 1 erlassenen Verordnung zuwiderhan­
delt, kann mit Geldbuße belegt werden.

Art. 15
Reinlichkeit in Betrieben

(1) Zur Verhütung von Gefahren für die Gesund­
heit können, soweit nicht bundesrechtliche Vorschrif­
ten bestehen, die kreisfreien Gemeinden, die Land­
kreise, die Bezirke und das Staatsministerium des 
Innern Verordnungen über die Reinlichkeit in ge­
werblichen Betrieben erlassen. Die Vorschriften über 
den Arbeitsschutz bleiben unberührt.

(2) Absatz 1 gilt auch für nichtgewerbliche Betrie­
be, in denen Lebensmittel hergestellt, verarbeitet 
oder abgegeben werden.

(3) Die Inhaber von Betrieben im Sinne der Absät­
ze 1 und 2 haben den Beauftragten der kreisfreien 
Gemeinden, der Landratsämter, der Gesundheits­
ämter, der Regierungen und des Staatsministeriums 
des Innern und den von diesen zugezogenen Sachver­
ständigen die Betriebe zugänglich zu machen, Aus­
künfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen, ver­
schlossene Behälter zu öffnen, Untersuchungen und 
gegen angemessene Entschädigung die Entnahme 
von Proben zu gestatten, ferner Arbeitskräfte und 
Hilfsmittel bereitzustellen, wenn das erforderlich ist, 
um den Vollzug der nach den Absätzen 1 und 2 erlas­
senen Verordnungen zu überwachen. Der zur Aus­
kunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fra­
gen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder 
einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 der Zivilprozeß­
ordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr straf­
gerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde.

(4) Wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. einer auf Grund der Absätze 1 oder 2 erlassenen 
Verordnung,

2. einer Pflicht nach Absatz 3

zuwiderhandelt, kann mit Geldbuße belegt werden, 
wenn die Tat nicht nach anderen Vorschriften mit 
Strafe bedroht ist.

Art. 16
Schädliche Tiere und Pflanzen

(1) Zur Verhütung von Gefahren für Gesundheit 
oder Eigentum kann das Staatsministerium des In­
nern, soweit nicht bundesrechtliche oder besondere 
landesrechtliche Vorschriften bestehen, Verordnun­
gen über die Bekämpfung schädlicher Tiere und 
Pflanzen erlassen. In den Verordnungen kann den 
Eigentümern von Grundstücken, den Nutzungsbe­
rechtigten, den von ihnen bestellten Vertretern und 
den zur Unterhaltung von Dämmen, Ufern oder We­
gen Verpflichteten vorgeschrieben werden

1. auf Anordnung der Gemeinde oder des Landrats­
amtes bestimmte Arten schädlicher Tiere oder 
Pflanzen auf eigene Kosten zu bekämpfen,

2. welche Mittel und Verfahren dabei anzuwenden 
sind, insbesondere, ob die Mittel staatlich geprüft 
sein müssen,

3. welche Mitwirkungs- und Duldungspflichten — 
ausgenommen die Bereitstellung von Arbeitskräf­
ten — im Sinne des Art. 15 Abs. 3 ihnen obliegen,

4. es der Gemeinde oder dem Landratsamt anzuzei­
gen, wenn schädliche Tiere oder Pflanzen auf ihren 
Grundstücken auftreten.

(2) Zur Verhütung von Gefahren für das Eigentum 
und zum Schutze der öffentlichen Reinlichkeit kön­
nen die Gemeinden Verordnungen über die Bekämp­
fung verwilderter Tauben erlassen. Absatz 1 Satz 2 
gilt entsprechend.

(3) Mit Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark 
kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

einer Verordnung nach den Absätzen 1 oder 2 zuwi­
derhandelt.

Art. 17

Bienenbelegstellen

(1) Die Landesanstalt für Bienenzucht kann Bie­
nenzuchtstätten, welche die Gewähr für die Zucht 
leistungsfähiger Bienen bieten, als Bienenbelegstellen 
anerkennen, sofern im Umkreis von vier Kilometern 
um die Bienenzuchtstätte weitere Bienen nicht gehal­
ten werden.

(2) Das Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten kann durch Verordnung die 
näheren Voraussetzungen und das Verfahren für die 
Anerkennung regeln.

(3) Wer im Umkreis von vier Kilometern um eine 
Bienenbelegstelle Bienen hält, kann mit Geldbuße 
belegt werden.

Art. 18

Halten von Hunden

(1) Zur Verhütung von Gefahren für die Gesund­
heit, das Eigentum oder die öffentliche Reinlichkeit 
können die Gemeinden Verordnungen über das freie 
Umherlaufen von Hunden in öffentlichen Anlagen 
erlassen; sie können ferner durch Verordnung vor­
schreiben, daß auf öffentlichen Wegen, Straßen oder 
Plätzen frei umherlaufende Hunde größerer Gattung 
einen Maulkorb tragen müssen.

(2) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer vorsätz­
lich oder fahrlässig

1. einer auf Grund des Absatzes 1 erlassenen Ver­
ordnung zuwiderhandelt oder

2. einen Hund in eine Kirche mitnimmt oder in einem
Friedhof frei laufen läßt.

(3) Die Gemeinden können über Hunde, die in 
Friedhöfen oder entgegen einer Verordnung nach Ab­
satz 1 in öffentlichen Anlagen oder ohne Maulkorb 
frei umherlaufen, verfügen, wenn der Eigentümer 
oder ein anderer Berechtigter nicht binnen einer 
öffentlich bekanntgemachten Frist von zwei Wochen 
festgestellt worden ist. Ein Erlös ist an den Berech­
tigten hinauszugeben. Ist seit dem Ablauf der öffent­
lich bekanntgemachten Frist ein Jahr verstrichen, 
ohne daß sich ein Berechtigter gemeldet hat, so fällt 
der Erlös an die Gemeinde.

2. Abschnitt 

Vergnügungen

Art. 19

Veranstaltung von Vergnügungen

(1) Wer eine öffentliche Vergnügung veranstalten 
will, hat das der Gemeinde unter Angabe der Art, des 
Orts und der Zeit der Veranstaltung und der Zahl der 
zuzulassenden Teilnehmer spätestens eine Woche 
vorher schriftlich anzuzeigen. Für regelmäßig wie­
derkehrende, gleichartige öffentliche Vergnügungen 
genügt eine einmalige Anzeige.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Vergnügungen, die vorwie­
gend religiösen, künstlerischen, kulturellen, wissen­
schaftlichen, belehrenden oder erzieherischen Zwek- 
ken oder der Wirtschaftswerbung dienen, sofern die 
Vergnügungen in Räumen stattfinden, die für Ver­
anstaltungen der beabsichtigten Art bestimmt sind.

(3) Die Veranstaltung öffentlicher Vergnügungen 
bedarf der Erlaubnis, wenn die nach Absatz 1 erfor­
derliche Anzeige nicht fristgemäß erstattet wird oder 
wenn es sich um eine motorsportliche Veranstaltung 
oder um eine Veranstaltung mit fliegenden Bauten 
handelt, oder wenn die Teilnahme von mehr als ein­
tausend Besuchern zur gleichen Zeit an der Vergnü­
gung vorgesehen oder zu erwarten ist (Großveran­
staltung). Zuständig sind die Gemeinden, für motor­
sportliche Veranstaltungen und Großveranstaltun­
gen die kreisfreien Gemeinden und Landratsämter.

(4) Die Erlaubnis nach Absatz 3 ist mit Auflagen zu 
verbinden, wenn das zur Verhütung von Gefahren
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für Leben, Gesundheit oder Sachgüter oder zum 
Schutz vor erheblichen Nachteilen oder erheblichen 
Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nach­
barschaft oder vor erheblichen Beeinträchtigungen der 
Natur oder Landschaft erforderlich erscheint. Reichen 
Auflagen nicht aus oder stehen andere öffentlich- 
rechtliche Vorschriften entgegen, so ist die Erlaubnis 
zu versagen. Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn 
nachträglich bekannt wird, daß Versagungsgründe 
bei der Erteilung Vorlagen. Sie ist zu widerrufen, 
wenn nachträglich Tatsachen eintreten, die die Ver­
sagung gerechtfertigt hätten.

(5) Die Gemeinden, für motorsportliche Veranstal­
tungen und Großveranstaltungen die kreisfreien Ge­
meinden und Landratsämter, können zum Schutz der 
in Absatz 4 Satz 1 bezeichneten Rechtsgüter Anord­
nungen für den Einzelfall für die Veranstaltung öf­
fentlicher Vergnügungen und sonstiger Vergnügun­
gen treffen. Reichen Anordnungen nach Satz 1 nicht 
aus oder stehen andere öffentlich-rechtliche Vor­
schriften entgegen, so kann die Veranstaltung unter­
sagt werden.

(6) Die örtliche Zuständigkeit bestimmt sich nach 
dem Ort, an dem die Veranstaltung stattfindet oder 
beginnt. Ist neben der Erlaubnis oder Anzeige nach 
den Absätzen 1 oder 3 die Erlaubnis einer anderen 
Behörde erforderlich, so ist diese Behörde auch in den 
Fällen der Absätze 1 und 3 bis 5 an Stelle der Ge­
meinde zuständig.

(7) Die Gemeinden können durch Verordnung

1. die Veranstaltung von Vergnügungen bestimmter 
Art von der Anzeigepflicht nach Absatz 1 oder von 
der Erlaubnispflicht nach Absatz 3 ausnehmen, so­
weit die Gemeinden nach Absatz 3 Satz 2 zuständig 
sind und diese Pflichten zum Schutz der in Absatz 4 
Satz 1 bezeichneten Rechtsgüter nicht erforderlich 
erscheinen,

2. zum Schutz der in Absatz 4 Satz 1 bezeichneten 
Rechtsgüter die Anzeigepflicht nach Absatz 1 auf 
die Veranstaltung bestimmter Arten öffentlicher 
Vergnügungen im Sinne des Absatzes 2 erstrecken 
und Anforderungen an die Veranstaltung öffent­
licher oder sonstiger Vergnügungen stellen,

3. zum Schutz der in Absatz 4 Satz 1 bezeichneten 
Rechtsgüter eine Sperrzeit für die Veranstaltung 
öffentlicher Vergnügungen oder bestimmter Arten 
öffentlicher Vergnügungen festsetzen; in der Ver­
ordnung kann bestimmt werden, daß die Sperrzeit 
bei Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses oder 
besonderer örtlicher Verhältnisse für den Einzelfall 
verlängert,  verkürzt oder  aufgehoben  werden 
kann.

Das  Staatsministerium  des Innern kann  durch 
Rechtsverordnung gleiches für das gesamte Staats­
gebiet bestimmen.

(8) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer vorsätz­
lich oder fahrlässig

1. eine öffentliche Vergnügung ohne die erforderliche 
Anzeige oder Erlaubnis veranstaltet,

2. als Veranstalter einer Vergnügung die mit der Er­
laubnis verbundenen Auflagen nicht erfüllt oder 
einer vollziehbaren Anordnung nach Absatz 5 nicht 
Folge leistet oder

3. einer Verordnung nach Absatz 7 Nrn. 2 oder 3 zu­
widerhandelt.

(9) Die Absätze 1 bis 8 sind nicht anzuwenden, so­
weit bundesrechtliche oder besondere landesrecht­
liche Vorschriften bestehen.

3. Abschnitt

Weitere Vorschriften zum Schutz der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung

Art. 20

Störung von Amtshandlungen 

Wer einen Beamten in der rechtmäßigen Ausübung 
seines Amtes trotz Abmahnung durch ungebührliches

Verhalten stört, kann mit Geldbuße belegt werden, 
soweit die Tat nicht nach anderen Vorschriften mit 
Ordnungsmitteln bedroht ist.

Art. 21

Unerlaubter Verkehr mit Verwahrten

(1) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer unbefugt

1. einem Verwahrten Sachen oder Nachrichten über­
mittelt oder sich von ihm übermitteln läßt,

2. sich mit einem Verwahrten, der sich innerhalb 
einer Anstalt befindet, von außen durch Worte oder 
Zeichen verständigt.

(2) Verwahrter im Sinne des Absatzes 1 ist, wer 
sich in behördlichem Gewahrsam befindet, ohne Ge­
fangener im Sinne des § 115 des Gesetzes über Ord­
nungswidrigkeiten zu sein.

(3) Der Versuch der Ordnungswidrigkeit kann mit 
Geldbuße belegt werden.

Art. 22 

Notzeichen

(1) Das Staatsministerium des Innern kann, soweit 
bundesrechtliche Vorschriften nicht bestehen, durch 
Verordnung vorschreiben, daß bestimmte Schallzei­
chen, die der Warnung vor Gefahren, dem Rufen von 
Hilfsdiensten oder anderen öffentlichen Zwecken 
dienen (öffentliche Schallzeichen), nur durch be­
stimmte Stellen für diese Zwecke gegeben werden 
dürfen.

(2) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer

1. entgegen einer nach Absatz 1 erlassenen Verord­
nung öffentliche Schallzeichen gibt,

2. öffentlich vernehmbar Schallzeichen gibt, die mit 
öffentlichen Schallzeichen verwechselt werden kön­
nen,

3. ohne berechtigten Grund um Hilfe ruft oder ein 
anderes Notzeichen gibt.

Art. 23

Menschenansammlungen

(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Ge­
sundheit, Sittlichkeit, ungestörte Religionsausübung, 
Eigentum oder Besitz können die Gemeinden für An­
sammlungen einer größeren Anzahl von Menschen, 
insbesondere bei religiösen Feiern, Volksfesten und 
Sportveranstaltungen, Verordnungen und Anordnun­
gen für den Einzelfall erlassen. Dies gilt nicht für 
Versammlungen im Sinne des Versammlungsgeset­
zes; die Vorschriften des Straßenverkehrsrechts blei­
ben unberührt.

(2) Für Ansammlungen, die über das Gebiet einer 
Gemeinde hinausgehen, kann auch die gemeinsame 
höhere Behörde Anordnungen für den Einzelfall er­
lassen.

(3) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer einer 
auf Grund der Absätze 1 oder 2 erlassenen Verord­
nung oder vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt.

Art. 24

Ski- und Skibobfahren, Rodeln

(1) Die Gemeinden können durch Verordnung ein 
Gelände außerhalb öffentlicher Wege und Plätze, das 
zum Skifahren, Skibobfahren oder Rodeln der All­
gemeinheit zur Verfügung steht, zur Hauptabfahrt 
für solche Sportarten oder zum Hauptskiwanderweg 
erklären.

(2) Die Gemeinden können durch Anordnung für 
den Einzelfall den Sportbetrieb auf einer Hauptab­
fahrt oder auf einer sonstigen Skiabfahrt, Rodelbahn 
oder einem Skiwanderweg vorübergehend unter­
sagen oder beschränken, wenn es zur Verhütung von 
Gefahren oder sonst aus wichtigen Gründen erfor­
derlich ist. Sie können für den Einzelfall zulassen, 
daß Hauptabfahrten und" Hauptskiwanderwege zur 
Zeit des Sportbetriebes zur Pistenpflege, zur Versor­
gung von Einrichtungen oder für land- und forstwirt-
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schaftliche Zwecke benützt werden, soweit dadurch 
keine Gefahren für die Sicherheit der Sporttreiben­
den entstehen.

(3) Das Staatsministerium des Innern kann durch 
Verordnung zur Verhütung von Gefahren für Leben 
oder Gesundheit oder zum Schutz vor erheblichen 
Nachteilen

1. das Verhalten beim Skifahren, Skibobfahren und 
Rodeln regeln,

2. bestimmen, wie

a) Hauptabfahrten  und  sonstige  Skiabfahrten, 
Rodelbahnen und Skiwanderwege,

b) die Untersagung oder Beschränkung des Sport­
betriebs auf solchem Gelände und

c) Fahrzeuge, die sich auf Abfahrten befinden, 

gekennzeichnet sein müssen.

(4) Die Kennzeichnung nach Absatz 3 Nr. 2 obliegt 
den Gemeinden, soweit es sich um Fahrzeuge handelt, 
dem Halter des Fahrzeugs. Die Gemeinden können 
ihre Kosten der Kennzeichnung von demjenigen er­
stattet verlangen, der die Kosten für die Instandhal­
tung des Sportgeländes trägt.

(5) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer auf 
einer Hauptabfahrt oder einem Hauptskiwanderweg, 
die in der vorgeschriebenen Weise gekennzeichnet 
sind,

1. sich zur Zeit des Sportbetriebs zu anderen Zwecken 
als der Ausübung der Sportart, für die die Abfahrt 
oder der Wanderweg bestimmt ist, ohne Erlaubnis 
nach Absatz 2 Satz 2 aufhält,

2. zur Zeit des Sportbetriebs ein Tier laufen läßt,

3. zur Zeit des Sportbetriebs mit einem Fahrzeug 
fährt, das nicht nach der auf Grund des Absatzes 3 
Nr. 2 erlassenen Verordnung gekennzeichnet ist,

4. sonst ein Hindernis bereitet, ohne es der Gemeinde 
so rechtzeitig anzuzeigen, daß Gefahren für die 
Sicherheit der Skifahrer, Skibobfahrer oder Rodel­
fahrer verhütet werden können.

(6) Mit Geldbuße kann ferner belegt werden, wer 
als Skifahrer, Skibobfahrer oder Rodelfahrer

1. gegen eine auf Grund des Absatzes 2 Satz 1 erlas­
sene vollziehbare Anordnung oder

2. gegen eine auf Grund des Absatzes 3 Nr. 1 erlas­
sene Verordnung

verstößt,

3. grob rücksichtslos Leib oder Leben eines anderen 
gefährdet oder

4. sich als Beteiligter an einem Unfall der Feststel­
lung seiner Person oder der Art seiner Beteiligung 
entzieht.

Art. 25

Zelten, Aufstellen von Wohnwagen

(1) Zur Sicherung der Erholung in der freien Natur, 
zum Schutz der Natur und Landschaft, zur Verhütung 
von Gefahren für Leben, Gesundheit, Sittlichkeit, 
Eigentum oder Besitz, zum Schutz der Jagdausübung 
sowie zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe 
können die Gemeinden, Landkreise und das Staats­
ministerium des Innern durch Verordnung das Ver­
halten beim Zelten sowie den Betrieb und die Benut­
zung von Zeltlagerplätzen regeln. Die Gemeinden und 
Landkreise können in der Verordnung die Errichtung 
von Zeltlagerplätzen auf bestimmte Grundstücke be­
schränken.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für den Erlaß von 
Verordnungen über das Aufstellen von Wohnwagen.

(3) Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer auf Grund 
der Absätze 1 oder 2 erlassenen Verordnung zuwider­
handelt, kann mit Geldbuße belegt werden.

Art. 26

Betreten und Befahren von Grundstücken

(1) Zur Verhütung erheblicher Gefahren für Leben

oder Gesundheit können die Gemeinden und die 
Landkreise durch Verordnung das Betreten und Be­
fahren bewohnter oder unbewohnter Grundstücke 
oder bestimmter Gebiete auf die voraussichtliche 
Dauer der Gefahr verbieten; entsprechende Verbote 
können für das Weiden von Vieh erlassen werden. 
Für öffentliche Wege, Straßen und Plätze gelten je­
doch die Vorschriften des Straßen- und des Straßen­
verkehrsrechts.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für den Erlaß von 
Anordnungen für den Einzelfall durch die Gemeinden 
und die Landratsämter.

(3) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer vorsätz­
lich oder fahrlässig

1. einer auf Grund des Absatzes 1 erlassenen Ver­
ordnung,

2. einer auf Grund des Absatzes 2 erlassenen vollzieh­
baren Anordnung

zuwiderhandelt.

Art. 27

Baden; Betreten und Befahren von Eisflächen

(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben oder 
Gesundheit können die Gemeinden durch Verord­
nung das Baden an bestimmten Orten sowie das Be­
treten und Befahren von Eisflächen verbieten.

(2) Zur Aufrechterhaltung der Sittlichkeit oder zur 
Verhütung von Gefahren für Leben oder Gesundheit 
können die Gemeinden und das Staatsministerium 
des Innern durch Verordnungen Vorschriften über 
das Verhalten beim öffentlichen Baden und über 
Sicherheitsvorkehrungen in Badeanstalten erlassen. 
In solchen Verordnungen kann auch bestimmt wer­
den, daß der Badebetrieb in Badeanstalten durch ge­
prüfte Schwimmeistergehilfen, Schwimmeister oder 
andere dafür ausgebildete Personen zu beaufsichti­
gen ist.

(3) Die Vorschriften des Bayerischen Wassergesetzes 
bleiben unberührt.

(4) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer vorsätz­
lich oder fahrlässig

1. einem durch Verordnung nach Absatz 1 angeordne­
ten Verbot des Badens an bestimmten Orten oder 
des Betretens oder Befahrens von Eisflächen zu­
widerhandelt,

2. einer Verordnung nach Absatz 2 über das Verhalten 
beim Baden zuwiderhandelt,

3. als Inhaber oder Verantwortlicher einer Badean­
stalt entgegen einer Verordnung nach Absatz 2 nicht 
für die erforderlichen  Sicherheitsvorkehrungen 
sorgt oder den Badebetrieb nicht genügend beauf­
sichtigt.

Art. 28

öffentliche Anschläge

(1) Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes 
oder eines Natur-, Kunst- oder Kulturdenkmals kön­
nen die Gemeinden durch Verordnung Anschläge, 
insbesondere Plakate und Darstellungen durch Bild­
werfer in der Öffentlichkeit auf bestimmte Flächen 
beschränken. Das gilt nicht für Werbeanlagen im 
Sinne des Art. 12 der Bayerischen Bauordnung.

(2) Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer auf Grund 
des Absatzes 1 erlassenen Verordnung zuwiderhan­
delt, kann mit Geldbuße belegt werden.

Art. 29

Fliegende Verkaufsanlagen 

(1) Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes, 
eines Natur-, Kunst- oder Kulturdenkmals sowie zur 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit kön­
nen die Gemeinden durch Verordnung oder Anord­
nung für den Einzelfall das Aufstellen fliegender Ver­
kaufsanlagen an bestimmten Orten außerhalb der 
öffentlichen Wege, Straßen und Plätze verbieten oder 
davon abhängig machen, daß Störungen durch geeig-
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nete Vorkehrungen verhütet werden. Fliegende Ver­
kaufsanlagen sind vorübergehend aufgestellte, dem 
Vertrieb von Waren dienende Stände oder ähnliche 
Verkaufsstellen. Art. 102 der Bayerischen Bauord­
nung bleibt unberührt.

(2) Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer auf Grund 
des Absatzes 1 erlassenen Verordnung oder vollzieh­
baren Anordnung zuwiderhandelt, kann mit Geld­
buße belegt werden.

Art. 30

Haushaltsgeräte

(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben oder 
Gesundheit können das Staatsministerium des Innern 
durch Verordnung und die Gemeinden und Landrats­
ämter durch Anordnung für den Einzelfall bestim­
men, daß Spielzeug, Haushalts-, Sport- und Bastel­
geräte mit motorischem Antrieb sowie Einrichtun­
gen, die zum Beleuchten, Be- und Entlüften, Beheizen 
oder Kühlen bestimmt sind, nur verwendet werden 
dürfen, wenn

1. sie den technischen Anforderungen nach dem Ge­
setz über technische Arbeitsmittel vom 24. Juni 1968 
(BGBl I S. 717) in der jeweils geltenden Fassung 
entsprechen,

2. sie in bestimmter Art und Weise aufgestellt, ange­
bracht oder gesichert werden,

3. an ihnen eine bestimmte Gebrauchsanweisung oder 
ein bestimmter Hinweis auf besondere, durch un­
sachgemäße Verwendung, Ergänzung, Instandhal­
tung oder Anwendung entstehende Gefahren ange­
bracht ist.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, soweit bundes­
rechtliche oder besondere landesrechtliche Vorschrif­
ten, insbesondere des Arbeitsschutzrechts bestehen.

(3) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer vorsätz­
lich oder fahrlässig einer auf Grund des Absatzes 1 
erlassenen Verordnung oder vollziehbaren Anord­
nung zuwiderhandelt.

Art. 31

Gifte, Giftwaren, Arzneien

(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben oder 
Gesundheit kann das Staatsministerium des Innern, 
soweit nicht bundesrechtliche Vorschriften bestehen, 
Verordnungen erlassen über

1. die Erlaubnispflicht für das Zubereiten, Feilhalten, 
Verkaufen oder sonstige Überlassen von Giftwaren, 
insbesondere von Giften selbst;

2. das Auf bewahren und Befördern von Giftwaren;

3. die Erlaubnispflicht für das Zubereiten, Feilhalten, 
Verkaufen oder sonstige Überlassen von Arzneien 
sowie die Ausübung einer erteilten Erlaubnis zum 
Zubereiten oder Feilhalten von Arzneien.

(2) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer

1. ohne die erforderliche Erlaubnis Gifte oder Gift­
waren zubereitet, feilhält, verkauft oder sonst an 
andere überläßt oder

2. einer auf Grund des Absatzes 1 erlassenen Verord­
nung über das Aufbewahren oder Befördern von 
Giftwaren oder über die Ausübung der Erlaubnis 
zum Zubereiten oder Feilhalten von Arzneien zu­
widerhandelt.

Art. 32

Hochgiftige Stoffe

(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben oder 
Gesundheit kann das Staatsministerium des Innern 
durch Verordnung Giftwaren, die bestimmungsge­
mäß zur Bekämpfung schädlicher Tiere oder Pflan­
zen verwendet werden und durch deren Verwendung 
neben den daran Beteiligten auch andere Menschen 
oder Tiere in lebensbedrohender Weise gefährdet 
werden können, zu hochgiftigen Stoffen erklären und 
bestimmen, daß

1. hochgiftige Stoffe nur mit Erlaubnis angewendet 
werden dürfen oder ihre Anwendung vorher anzu­
zeigen ist,

2. hochgiftige Stoffe nur anwenden darf, wer eine be­
stimmte Ausbildung nachweist,

3. die Erlaubnis im Sinne der Nummer 1 mit Auflagen 
verbunden und auf Grund einer Anzeige im Sinne 
der Nummer 1 Anordnungen für den Einzelfall er­
lassen werden können,

4. hochgiftige Stoffe nur unter bestimmten Schutz­
vorkehrungen angewendet werden dürfen,

5. das Anwenden hochgiftiger Stoffe zu überwachen 
ist.

(2) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer eine auf 
Grund des Absatzes 1 Nrn. 1 bis 4 erlassenen Ver­
ordnung oder einer vollziehbaren Anordnung oder 
Auflage, die auf einer solchen Verordnung beruht, zu­
widerhandelt.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit bundes­
rechtliche Vorschriften bestehen.

Art. 33

Überwachung

(1) Wer eine der in Art. 31 Abs. 1 oder Art. 32 Abs. 1 
Nrn. 1 bis 4 genannten Tätigkeiten ausübt, hat die in 
Art. 15 Abs. 3 Satz 1 genannten Pflichten. Eine Pflicht, 
Herstellungsbeschreibungen für Giftwaren zu offen­
baren, besteht nicht. Art. 15 Abs. 3 Satz 2 gilt ent­
sprechend.

(2) Wer einer Pflicht nach Absatz 1 zuwiderhandelt, 
kann mit Geldbuße belegt werden.

Art. 34

Umgang und Verkehr mit explosionsgefährlichen 
Stoffen und Zündmitteln

(1) Wer explosionsgefährliche Stoffe oder Zündmit­
tel im Sinne des Gesetzes über explosionsgefährliche 
Stoffe  (Sprengstoffgesetz)  vom 25.  August  1969 
(BGBl I S. 1358) in der jeweils geltenden Fassung 
herstellen, bearbeiten, verarbeiten, wiedergewinnen, 
aufbewahren, verwenden, vernichten oder erwerben 
will, bedarf der Erlaubnis der kreisfreien Gemeinde 
oder des Landratsamts, in deren Bereich er mit den 
explosionsgefährlichen Stoffen oder Zündmitteln um­
gehen will. Die Erlaubnis kann widerruflich auf die 
Dauer von höchstens fünf Jahren auch Vereinigungen 
erteilt werden, bei denen es Brauch ist, aus beson­
derem Anlaß zu schießen, wenn gewährleistet ist, daß 
die erforderliche Sorgfalt beachtet wird. Den explo­
sionsgefährlichen Stoffen stehen explosionsfähige 
Stoffe gleich, auf die auf Grund einer Verordnung 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 des Sprengstoffgesetzes das 
Sprengstoffgesetz ganz oder teilweise anzuwenden 
ist. Einer Erlaubnis nach Satz 1 steht eine in anderen 
Ländern der Bundesrepublik Deutschland erteilte Er­
laubnis im Sinne des Satzes 1 gleich.
(2) Die Erlaubnis ist zu befristen. Sie kann zur Ver­

hütung von Gefahren für Leben, Gesundheit oder 
Sachgüter oder von erheblichen Belästigungen für die 
Allgemeinheit oder Nachbarschaft auch nachträglich 
inhaltlich beschränkt oder mit Auflagen verbunden 
werden. Solche Auflagen können auch eine angemes­
sene Haftpflichtversicherung des Antragstellers vor­
sehen.

(3) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn

1. der Antragsteller das achtzehnte Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat,

2. Umstände darauf schließen lassen, daß der Antrag­
steller die erforderliche Zuverlässigkeit, Sachkunde 
oder körperliche Eignung nicht besitzt,

3. ein besonderes Bedürfnis nicht nachgewiesen ist,

4. inhaltliche Beschränkungen oder Auflagen zum 
Schutz der in Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Rechts­
güter nicht ausreichen oder
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5. die explosionsgefährlichen Stoffe nicht auf Grund 
des Sprengstoffgesetzes zugelassen sind.

(4) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn nach­
träglich bekannt wird, daß Versagungsgründe bei der 
Erteilung Vorlagen. Sie ist zu widerrufen, wenn nach­
träglich Tatsachen eintreten, die die Versagung recht- 
fertigen würden.

(5) Explosionsgefährliche Stoffe oder Zündmittel 
dürfen nur jemandem überlassen werden, der eine 
Erlaubnis nach Absatz 1 oder nach anderen Rechts­
vorschriften für den Erwerb besitzt, soweit diese Er­
laubnis reicht. Wer einem anderen explosionsgefähr­
liche Stoffe überläßt, hat die Art und Menge der über­
lassenen Gegenstände, den Tag des Überlassens und 
seinen Namen samt Anschrift unverzüglich dauerhaft 
auf dem Erlaubnisschein zu vermerken.

(6) Das Staatsministerium des Innern kann durch 
Verordnung

1. bestimmen, daß die Absätze 1 bis 3 unter bestimm­
ten Voraussetzungen oder auf bestimmte explo­
sionsgefährliche Stoffe oder Zündmittel ganz oder 
teilweise nicht anzuwenden sind, soweit der Schutz 
der in Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Rechtsgüter die 
Anwendung dieser Vorschriften nicht erfordert,

2. zum Schutz der in Absatz 2 Satz 2 bezeichneten 
Rechtsgüter die fachlichen Anforderungen für den 
Nachweis der Sachkunde (Absatz 3 Nr. 2), ferner das 
Prüfungsverfahren hierfür und das Erlaubnisver­
fahren regeln.

(7) Nach § 30 Abs. 2 Nr. 5, Abs. 3 und 4 des Spreng­
stoffgesetzes wird

1. mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft, wer ohne die nach Absatz 1 er­
forderliche Erlaubnis oder entgegen Absatz 5 Satz 1 
explosionsgefährliche Stoffe oder Zündmittel her­
stellt, bearbeitet, verarbeitet, wiedergewinnt, auf­
bewahrt, verwendet, vernichtet, erwirbt oder ande­
ren überläßt,

2. mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft, wer wissentlich durch eine in 
Nummer 1 bezeichnete Handlung Leib oder Leben 
eines anderen oder fremde Sachen von bedeuten­
dem Wert gefährdet,

3. mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft, wer eine in Nummer 1 bezeich­
nete Handlung fahrlässig begeht.

(8) Nach § 32 Abs. 1 Nr. 14, Abs. 2 des Sprengstoff­
gesetzes kann mit Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark belegt werden, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig

1. Auflagen nach Absatz 2 Satz 2 nicht erfüllt,

2. einen nach Absatz 5 Satz 2 erforderlichen Vermerk 
nicht vorschriftsmäßig anbringt.

(9) Die Absätze 1 bis 8 sind nicht anzuwenden

1. in den Fällen des § 1 Abs. 1 bis 3 des Sprengstoff- 
gesetzes,

2. auf Munition und andere Gegenstände, die ihr nach 
waffenrechtlichen Vorschriften gleichstehen,

3. auf pyrotechnische Gegenstände.

Art. 35

Umgang und Verkehr mit pyrotechnischen 
Gegenständen

(1) Wer pyrotechnische Gegenstände im Sinne des 
Sprengstoffgesetzes hersteilen, bearbeiten oder ver­
arbeiten will, bedarf der Erlaubnis der kreisfreien 
Gemeinde oder des Landratsamtes. Art. 34 Abs. 1 
Satz -3, Abs. 2 bis 4 und Abs. 6 ist entsprechend an­
zuwenden.

(2) Pyrotechnische Gegenstände der Klasse II darf 
nur erwerben, wer das achtzehnte Lebensjahr voll­
endet hat.

(3) Pyrotechnische Gegenstände der Klassen III, IV 
und T darf erwerben, wer eine Erlaubnis nach Art. 36

besitzt, die sich auf Gegenstände dieser Art und 
Menge bezieht. Art. 34 Abs. 1 Satz 3 ist entsprechend 
anzuwenden.

(4) Wer pyrotechnische Gegenstände der Klassen 
III, IV oder T erwerben will, ohne eine Erlaubnis 
nach Art. 36 zu besitzen, die sich auf Gegenstände 
dieser Art und Menge bezieht, bedarf der Erlaubnis 
der kreisfreien Gemeinde oder des Landratsamtes, in 
deren Bereich er wohnt oder sich nicht nur vorüber­
gehend aufhält. Art. 34 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 bis 4 
und Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden.

(5) Pyrotechnische Gegenstände der Klassen II bis 
IV und T dürfen nur jemandem überlassen werden, 
der nach den Absätzen 2 bis 4 oder nach anderen 
Rechtsvorschriften zum Erwerb berechtigt ist. Wer 
einem anderen pyrotechnische Gegenstände der Klas­
sen III, IV oder T überläßt, hat einen Vermerk nach 
Art. 34 Abs. 5 Satz 2 unverzüglich dauerhaft auf dem 
Erlaubnisschein anzubringen, sofern er nicht eine 
Zweitschrift des Erlaubnisscheines erhält.

(6) Nach § 32 Abs. 1 Nr. 14, Abs. 2 des Sprengstoff­
gesetzes kann mit Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark belegt werden, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig

1. pyrotechnische Gegenstände ohne die nach Absatz 1 
Satz 1, Absatz 3 oder Absatz 4 Satz 1 erforderliche 
Erlaubnis herstellt, bearbeitet, verarbeitet oder er­
wirbt,

2. Auflagen nach Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 
nicht erfüllt,

3. entgegen Absatz 5 Satz 1 pyrotechnische Gegen­
stände einem anderen überläßt oder

4. einen nach Absatz 5 Satz 2 erforderlichen Vermerk 
nicht vorschriftsmäßig anbringt.

(7) Die Absätze 1 bis 6 sind nicht anzuwenden

1. in den Fällen des § 1 Abs. 1 bis 3 des Sprengstoff­
gesetzes,

2. auf Munition und andere Gegenstände, die ihr nach 
waffenrechtlichen Vorschriften gleichstehen.

Art. 36

Verwenden pyrotechnischer Gegenstände

(1) Wer pyrotechnische Gegenstände im Sinne des 
Sprengstoffgesetzes und der darauf beruhenden 
Rechtsvorschriften verwenden will, bedarf der Er­
laubnis der Gemeinde, in deren Bereich er tätig wer­
den will. Art. 34 Abs. 2 bis 4 und Abs. 6 sind ent­
sprechend anzuwenden.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf die bestim­
mungsmäßige Verwendung zugelassener pyrotechni­
scher Gegenstände

1. in den Fällen des § 1 Abs. 1 bis 3 des Sprengstoff- 
gesetzes,

2. der Klasse I,

3. der Klasse II in der Silvesternacht durch Personen, 
die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben,

4. in hilfloser Lage zum Herbeiholen von Hilfe,

5. in Ausübung hoheitlicher Tätigkeit.

(3) Mit Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark 
kann gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 14, Abs. 2 des Spreng­
stoffgesetzes belegt werden, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig

1. ohne die nach Absatz 1 erforderliche Erlaubnis 
pyrotechnische Gegenstände verwendet,

2. die mit der Erlaubnis verbundenen Auflagen nicht 
erfüllt.

Art. 37

Halten gefährlicher Tiere

(1) Wer ein gefährliches Tier einer wildlebenden Art 
halten will, bedarf der Erlaubnis der Gemeinde, in 
deren Bereich das Tier gehalten werden soll.

(2) Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der 
Antragsteller ein berechtigtes Interesse nachweist
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und gegen seine Zuverlässigkeit keine Bedenken be­
stehen. Die Erlaubnis kann mit Auflagen verbunden 
werden, soweit dies zur Verhütung von Gefahren für 
Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz geboten er­
scheint. Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn Auflagen 
nicht ausreichen; Versagungsgründe, die sich aus an­
deren Vorschriften ergeben, bleiben unberührt.

(3) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 entfallen oder 
Versagungsgründe im Sinne des Absatzes 2 Satz 3 ein- 
treten oder bekanntwerden.

(4) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer vorsätz­
lich oder fahrlässig

1. ein gefährliches Tier einer wildlebenden Art ohne 
die erforderliche Erlaubnis hält oder

2. die mit der Erlaubnis verbundenen Auflagen nicht 
erfüllt.

Art. 38

Verhütung von Bränden

(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Ge­
sundheit, Eigentum oder Besitz durch Brand kann, so­
weit nicht bundesrechtliche oder besondere landes­
rechtliche Vorschriften bestehen, das Staatsministe­
rium des Innern Verordnungen erlassen über

1. die der Feuerbeschau unterliegenden Gebäude, 
Feuerungsanlagen und sonstige Anlagen und Ge­
genstände, von denen Brandgefahren ausgehen 
können, die Ausübung der Feuerbeschau und die 
Beseitigung der bei der Feuerbeschau festgestellten 
Mängel;

2. Lichtspielvorführungen und die Einrichtung von 
Lichtspieltheatern, insbesondere der Zuschauer- 
und Bildwerferräume, sowie die Ausbildungs- und 
Bedienungsvorschriften für Filmvorführer;

3. Theateraufführungen und sonstige Schaustellun­
gen, die Einrichtung von Theatern und sonstigen 
Versammlungsstätten, insbesondere die Zuschauer- 
und Bühnenräume, ferner über die Ausbildung und 
Prüfung der technischen Bühnenvorstände;

4. die Errichtung, die Einrichtung und den Betrieb 
elektrischer Anlagen.

(2) In den Verordnungen nach Absatz 1 kann zuge­
lassen werden, daß bestimmte Gemeinden abwei­
chende Vorschriften erlassen.

(3) Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Ge­
sundheit, Eigentum oder Besitz durch Brand können 
ferner, soweit nicht bundesrechtliche oder besondere 
landesrechtliche Vorschriften bestehen, die Gemein­
den und das Staatsministerium des Innern Verord­
nungen erlassen über

1. die Verwendung von Feuer und offenem Licht in 
Gebäuden oder in der Nähe von Gebäuden oder 
brandgefährlichen Stoffen;

2. Herstellung, Abgabe, Lagerung und Verwendung 
von Brennstoffen und brandgefährlichen Stoffen;

3. Auflagen und Schutzmaßnahmen für die Errich­
tung, die Einrichtung und den Betrieb brandgefähr­
licher Anlagen, die nicht unter Absatz 1 fallen;

4. Blitzableiter, Feuerlöscheinrichtungen und andere 
Schutzmaßnahmen zur Verhütung oder Beseitigung 
feuergefährlicher Zustände sowie zur Bekämpfung 
von Bränden.

(4) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer einer auf 
Grund der Absätze 1 bis 3 erlassenen Verordnung 
oder einer vollziehbaren Anordnung, die auf Grund 
einer solchen Verordnung getroffen wurde, vorsätz­
lich oder fahrlässig zuwiderhandelt.

(5) Die Eigentümer und Besitzer von Gebäuden, An­
lagen und Gegenständen, auf die sich Verordnungen 
nach den Absätzen 1 bis 3 beziehen, haben gegenüber 
den Beauftragten der Gemeinden und Landratsämter 
die in Art. 15 Abs. 3 Satz 1 genannten Pflichten, wenn 
das zur Prüfung der Brandgefährlichkeit erforderlich 
ist. Art. 15 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(6)  Wer den Pflichten nach Absatz 5 zuwiderhan­
delt, kann mit Geldbuße belegt werden.

4. Abschnitt 
Schutz von Feld und Flur

Art. 39

Feld und Flur

(1) Feld und Flur im Sinne dieses Abschnittes sind

1. alle Grundstücke außerhalb eines Forstes, die der 
Gewinnung  von  Feldfrüchten,  Gartenfrüchten, 
Bäumen, Sträuchern oder anderen Bodenerzeug­
nissen dienen, insbesondere Äcker, Wiesen, Wei­
den, Gärten, Obstanlagen, Baumschulen und Wein­
berge;

2. die Wege, Gräben und Böschungen, die mit den in 
Nummer 1 genannten Grundstücken räumlich Zu­
sammenhängen und ihrer Bewirtschaftung dienen;

3. die ödflächen.

(2) Anpflanzungen in öffentlichen Anlagen und in 
Friedhöfen fallen nicht unter Absatz 1.

Art. 40 

Weidefrevel

Mit Geldbuße kann belegt werden, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig in Feld und Flur Vieh oder Hausge­
flügel unbefugt auf fremden Grundstücken weidet, 
soweit die Tat nicht nach anderen Vorschriften mit 
Strafe bedroht ist.

Art. 41

Feldgefährdung

(1) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer das 
Eigentum anderer in Feld und Flur dadurch gefähr­
det, daß er

1. Vieh oder Hausgeflügel außerhalb genügend um­
schlossener Grundstücke ohne ausreichende Auf­
sicht oder ohne genügende Sicherung läßt,

2. Tauben, ausgenommen Brieftauben, zur Saat- oder 
Erntezeit nicht eingeschlossen hält,

3. vor beendeter Ernte über bestellte Grundstücke 
Vieh treibt,

4. fremde Grundstücke abgräbt oder abpflügt.

(2) Die Gemeinden und Landkreise können die 
Saat- und Erntezeit durch Verordnung näher bestim­
men.

Vierter Teil
Verfahren beim Erlaß von Verordnungen

Art. 42

Verordnungen der Gemeinden, Landkreise 
und Bezirke

(1) Verordnungen, zu deren Erlaß die Gemeinden, 
die Landkreise oder die Bezirke durch dieses Gesetz 
oder durch andere Rechtsvorschriften ermächtigt 
sind, werden vom Gemeinderat, vom Kreistag, vom 
Bezirkstag  erlassen.  Soweit  Verwaltungsgemein­
schaften zuständig sind, erläßt die Gemeinschaftsver­
sammlung die Verordnung. Der Erlaß solcher Ver­
ordnungen ist Angelegenheit des übertragenen Wir­
kungskreises, soweit nicht durch Gesetz etwas ande­
res bestimmt ist.

(2) Ist der Erlaß einer Verordnung dringlich und 
duldet er keinen Aufschub bis zum Zusammentritt des 
nach Absatz 1 zuständigen Vertretungskörpers, so er­
läßt an dessen Stelle der erste Bürgermeister, der 
Gemeinschaftsvorsitzende, der Landrat oder der Be­
zirkstagspräsident die Verordnung (dringliche Ver­
ordnung). Hiervon ist dem Vertretungskörper in der 
nächsten Sitzung Kenntnis zu geben.

Art. 43

Vollzug der Verordnungen 

Soweit nicht durch Rechtsvorschriften etwas anderes 
bestimmt ist, werden
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1. Verordnungen der Gemeinde durch die Gemeinde,

2. Verordnungen der Verwaltungsgemeinschaft durch 
die Verwaltungsgemeinschaft,

3. Verordnungen des Landkreises durch das Land­
ratsamt als Staatsbehörde oder, wenn die Verord­
nung das bestimmt, durch die Gemeinden,

4. Verordnungen der Bezirke und Verordnungen der 
Staatsministerien oder der Staatsregierung durch 
die Landratsämter als Staatsbehörden und die 
kreisfreien Gemeinden oder, wenn die Verordnung 
das bestimmt, durch die Regierung oder die Ge­
meinden

vollzogen.

Art. 44

Zuständigkeit verschiedener Behörden oder Stellen

(1) Sind verschiedene Behörden oder Stellen zum 
Erlaß von Verordnungen zuständig, so soll die höhere 
Behörde oder Stelle von ihrer Befugnis nur Gebrauch 
machen, wenn eine einheitliche Regelung für ihren 
Bereich oder einen Teilbereich erforderlich oder 
zweckmäßig ist. Sie kann insoweit in der Verordnung 
entgegenstehende oder gleichlautende Vorschriften 
der unteren Behörde oder Stelle außer Kraft setzen.

(2) Ist eine Verordnung für den örtlichen Bereich 
mehrerer ermächtigter Behörden oder Stellen der 
gleichen Verwaltungsebene erforderlich, so kann die 
gemeinsame höhere Behörde die Verordnung erlas­
sen.

Art. 45

Rechtmäßigkeit und Angabe der Rechtsgrundlage

(1) Verordnungen dürfen dem geltenden Recht, ins­
besondere den Gesetzen sowie den Verordnungen 
einer höheren Behörde oder Stelle, nicht wider­
sprechen.
(2) In jeder Verordnung soll ihre besondere Rechts­

grundlage angegeben werden.

Art. 46

Pflicht zum Erlaß von Verordnungen

(1) Erläßt eine Gemeinde, eine Verwaltungsgemein­
schaft, ein Landkreis oder ein Bezirk eine Verord­
nung, zu der diese Gebietskörperschaft ermächtigt 
ist, nicht, obwohl es das Wohl der Allgemeinheit 
zwingend erfordert, so kann die Rechtsaufsichtsbe­
hörde die Verordnung erlassen, wenn die Gebiets­
körperschaft der Aufforderung der Rechtsaufsichts­
behörde, die erforderliche Verordnung binnen ange­
messener Frist zu erlassen, nicht nachkommt.

(2) Eine nach Absatz 1 erlassene Verordnung kann 
nur von der Rechtsaufsichtsbehörde, die sie erlassen 
hat, oder mit deren Zustimmung aufgehoben wer­
den.

Art. 47

Vorlage und Genehmigung

(1) Verordnungen, die bewehrt sind oder die mit 
rückwirkender Kraft erlassen werden, bedürfen der 
Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde, sofern sie 
nicht von einer Regierung, von einem Staatsministe­
rium oder von der Staatsregierung erlassen werden. 
Verordnungen der Bezirke im Sinne des Satzes 1 be­
dürfen der Genehmigung des fachlich zuständigen 
Staatsministeriums. Erläßt ein fachlich zuständiges 
Staatsministerium Verordnungsmuster, so ist eine 
Verordnung von der Genehmigungspflicht befreit, 
wenn sie keine oder nur solche Abweichungen ent­
hält, die im Verordnungsmuster selbst vorgesehen 
sind, und nicht mit rückwirkender Kraft erlassen 
wird.

(2) Sonstige Verordnungen kreisangehöriger Ge­
meinden oder von Verwaltungsgemeinschaften sollen 
spätestens vier Wochen vor ihrem Inkrafttreten der 
Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt werden.

Art. 48

Änderung und Aufhebung von Verordnungen 

Die Vorschriften dieses Gesetzes über den Erlaß 
von Verordnungen gelten sinngemäß auch für die 
Änderung und — mit Ausnahme der Art. 47 Abs. 1 
und Art. 50 Abs. 2 — für die Aufhebung solcher Ver­
ordnungen. Besteht im geltenden Recht keine Er­
mächtigung mehr für den Erlaß einer Verordnung, so 
kann die Stelle, die früher für den Erlaß der Verord­
nung zuständig war, die Verordnung aufheben. Be­
steht die Stelle nicht mehr und ist die Aufgabe auch 
nicht einer anderen Stelle übertragen worden, so 
kann das fachlich zuständige Staatsministerium die 
Verordnung aufheben oder die dafür zuständigen 
Stellen durch Rechtsverordnung bestimmen.

Art. 49

Allgemeine Aufsichtspflicht

(1) Die Rechtsaufsichtsbehörden haben auch bereits 
bekanntgemachte Verordnungen, die mit dem gelten­
den Recht, insbesondere mit Gesetzen oder mit Ver­
ordnungen einer höheren Behörde, im Widerspruch 
stehen, zu beanstanden und ihre Aufhebung oder 
Änderung zu verlangen. Das gleiche gilt, wenn die 
Verordnung nicht in der genehmigten Fassung be­
kanntgemacht worden ist.

(2) Kommt die Gemeinde, die Verwaltungsgemein­
schaft, der Landkreis oder der Bezirk binnen einer 
von der Rechtsaufsichtsbehörde gesetzten angemes­
senen Frist dem Verlangen nicht nach, so hebt die 
Rechtsaufsichtsbehörde die beanstandete  Verord­
nung auf.

Art. 50

Geltungsdauer

(1) Bewehrte Verordnungen treten eine Woche nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. In der Verordnung 
kann ein anderer Zeitpunkt bestimmt werden, frü­
hestens jedoch der auf die Bekanntmachung folgende 
Tag. Eine nach Art. 51 Abs. 3 bekanntgemachte Ver­
ordnung tritt, wenn in ihr nicht ein anderer Zeit­
punkt bestimmt ist, mit der Notbekanntmachung in 
Kraft.

(2) Eine bewehrte Verordnung soll ihre Geltungs­
dauer festsetzen, jedoch in keinem Fall auf mehr als 
zwanzig Jahre. Setzt sie keine oder eine längere 
Geltungsdauer fest, so gilt sie zwanzig Jahre, sofern 
sie nicht aus einem anderen Grund vorher außer 
Kraft tritt. Die Vorschriften des Bürgerlichen Ge­
setzbuches über die Berechnung von Fristen gelten 
entsprechend.

(3) Absatz 2 gilt nicht für Rechtsvorschriften, die 
auf Bundesrecht, dem Bayerischen Naturschutzgesetz 
oder dem Bayerischen Wassergesetz beruhen.

Art. 51

Amtliche Bekanntmachung

(1) Für die amtliche Bekanntmachung von Ver­
ordnungen der Gemeinden, Landkreise, Landratsäm­
ter, Bezirke und Regierungen gelten die Vorschriften 
über die Bekanntmachung kommunaler Satzungen 
entsprechend.

(2) Verordnungen der Staatsministerien und der 
Staatsregierung sind im Bayerischen Gesetz- und 
Verordnungsblatt amtlich bekanntzumachen.

(3) Lassen sich die Grenzen des Geltungsbereiches 
einer Verordnung nach den Absätzen 1 oder 2 oder die 
Grenzen des Bereiches, in dem einzelne ihrer Vor­
schriften gelten, nicht hinreichend deutlich und an­
schaulich beschreiben oder durch Abdruck eines ge­
nauen Planes festlegen, so genügt es, wenn die Ver­
ordnung die Grenzen des Bereiches grob umschreibt 
und im übrigen auf Pläne (Maßstab mindestens 
1:25 000) Bezug nimmt. Die Pläne müssen von der in 
der Verordnung bezeichneten Behörde archivmäßig 
verwahrt werden und allgemein zugänglich sein.
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(4) Ist es zur Verhütung erheblicher Gefahren für 
Leben, Gesundheit oder zum Schutz von Sachgütern 
erforderlich, eine Verordnung sofort bekanntzuma­
chen und ist eine Bekanntmachung nach den Absätzen 
1 oder 2 nicht rechtzeitig möglich, so kann die Ver­
ordnung im Rundfunk, im Fernsehfunk, durch Laut­
sprecher oder in ortsüblicher Art amtlich bekannt­
gemacht werden (Notbekanntmachung). Die Verord­
nung ist sodann unverzüglich nach den Absätzen 1 
oder 2 zu veröffentlichen; hierbei ist auf Zeit und Art 
der Notbekanntmachung hinzuweisen.

Art. 52

Hinweis auf die Bekanntmachung 

Die Gemeinden haben auf die Bekanntmachung 
ihrer Verordnungen und von Verordnungen des 
Landkreises oder Landratsamts, die im Gemeinde­
gebiet gelten, in ortsüblicher Art hinzuweisen, sofern 
die Verordnungen nicht in einem Amtsblatt amtlich 
bekanntgemacht werden.

Art. 53 

Mitteilungen

Verordnungen der Gemeinden, Landkreise und 
Landratsämter sind, wenn sie nicht in Amtsblättern 
amtlich bekanntgemacht werden, in amtlich beglau­
bigter Abschrift dem Amtsgericht, der Staatsanwalt­
schaft und der örtlichen Polizeidienststelle mitzutei­
len, in deren Bezirk oder Dienstbereich die Verord­
nung gilt.

Fünfter Teil

Übergangs- und Schlußvorschriften

Art. 54

Zuständigkeit aus Ermächtigungen vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes

(1) Ermächtigen Rechtsvorschriften, die vor dem
1. Januar 1957 erlassen worden sind, zu Vorschriften, 
deren Übertretung mit Strafe oder als Ordnungswid­
rigkeit mit Geldbuße bedroht ist, so werden künftig 
erlassen

1. Ortsvorschriften,  insbesondere  ortspolizeiliche 
Vorschriften, durch die Gemeinden,

2. Kreisvorschriften, insbesondere distrikts-, bezirks- 
und kreispolizeiliche Vorschriften, durch die kreis­
freien Gemeinden oder die Landkreise,

3. Bezirks-(Regierungs-)vorschriften durch die Be­
zirke,

4. oberpolizeiliche Vorschriften durch die fachlich zu­
ständigen Staatsministerien oder mit Ermächtigung 
des fachlich zuständigen Staatsministeriums durch 
die Bezirke.

(2) Absatz 1 gilt nicht

1. für Vorschriften, die auf bundesrechtlicher Er­
mächtigung beruhen, sofern durch Bundesrecht 
andere Zuständigkeiten vorgesehen sind;

2. für Satzungen der Gemeinden, Landkreise und Be­
zirke;

3. für Anordnungen durch amtliche Verkehrszeichen. 

Sind durch Landesrecht andere Behörden oder Stel­
len als Gemeinden, Landkreise, Bezirke, Landrats­
ämter, Regierungen oder Staatsministerien zu Vor­
schriften im Sinne des Absatzes 1 ermächtigt, so bleibt 
deren Zuständigkeit unberührt.

Art. 55

Vorbehalt des Bundesrechts 

Die Art. 42 bis 54 dieses Gesetzes gelten für Rechts­
vorschriften, die auf Bundesrecht beruhen, nur, so­
weit die bundesrechtliche Ermächtigung nichts ande­
res bestimmt.

Art. 56

Zuständigkeit für gemeindefreie Gebiete 

(1) Für die im Kreisgebiet gelegenen gemeinde­
freien Gebiete können die Landkreise Verordnungen

in den gleichen Fällen erlassen, in denen die Gemein­
den zum Erlaß von Gemeindeverordnungen ermäch­
tigt sind.

(2) Soweit die Gemeinden zu einer Erlaubnis, zu 
Anordnungen für den Einzelfall oder zu sonstigen 
Maßnahmen ermächtigt oder verpflichtet sind, tre­
ten in gemeindefreien Gebieten die Landratsämter 
an die Stelle der Gemeinden. Das gilt sinngemäß für 
Anzeigen, die an die Gemeinde zu richten sind.

Art. 57

Ausführungsvorschriften

Das Staatsministerium des Innern erläßt die zur 
Ausführung des Vierten und Fünften Teils dieses Ge­
setzes erforderlichen Vorschriften.

Art. 58

Einschränkung von Grundrechten 

Auf Grund dieses Gesetzes können die Grundrechte 
der Freiheit der Person, der Unverletzlichkeit der 
Wohnung und des Eigentums eingeschränkt werden 
(Art. 2 Abs. 2, Art. 13, 14 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland, Art. 102, 103, 106 Abs. 3 
der Verfassung des Freistaates Bayern). Art. 7 Abs. 4 
bleibt unberührt.

Art. 59

Zuständigkeit zur Verfolgung und Ahndung von Ord­
nungswidrigkeiten nach § 112 des Gesetzes über Ord­

nungswidrigkeiten

Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung 
und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 112 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist

1. der Direktor des Landtagsamts bei Zuwiderhand­
lungen gegen Anordnungen des Bayerischen Land­
tags oder seines Präsidenten,

2. der Direktor des Senatsamts bei Zuwiderhandlun­
gen gegen Anordnungen des Bayerischen Senats 
oder seines Präsidenten.

Art. 60

Fortbestand alten Verordnungsrechts

(1) Die auf Grund des bisherigen Rechts erlassenen 
orts-, distrikts-, bezirks-, kreis- und oberpolizeilichen 
Vorschriften sowie die anderen auf gesetzlicher Er­
mächtigung beruhenden Vorschriften des Landes­
rechts, deren Übertretung mit Strafe oder als Ord­
nungswidrigkeit mit Geldbuße bedroht ist, treten ohne 
Rücksicht auf ihre Bezeichnung zwanzig Jahre nach 
dem Tag ihres Inkrafttretens, frühestens jedoch am 
31. Dezember 1960, außer Kraft, wenn sie nicht aus 
einem anderen Grund ihre Geltung vorher verlieren. 
Bis zu ihrem Außerkrafttreten gilt Art. 49.

(2) Absatz 1 gilt nicht

1. für Vorschriften, die auf einer fortgeltenden Er­
mächtigung des Bundesrechts beruhen;

2. für Satzungen der Gemeinden, Landkreise und Be­
zirke;

3. für Anordnungen durch amtliche Verkehrszeichen;

4. für Rechtsvorschriften, die auf dem Naturschutz­
gesetz beruhen.

Art. 61

Einstweilige Vorschriften über die Stillegung und Be­
seitigung von Anlagen und Geräten 

(1) Werden Anlagen oder Geräte unter Zuwider­
handlung gegen ein Gesetz, eine Verordnung oder 
eine Anordnung für den Einzelfall errichtet, aufge­
stellt, verändert, betrieben oder in einem ordnungs­
widrigen Zustand erhalten und verwirklicht die 
rechtswidrige Tat den Tatbestand eines Strafgeset­
zes oder einer Ordnungswidrigkeit, so können die 
kreisfreien Gemeinden und die Landratsämter die 
Vornahme notwendiger Sicherungs- oder Ausbesse­
rungsarbeiten oder die Stillegung anordnen. Sie kön­
nen auch die teilweise oder gänzliche Beseitigung der 
Anlage oder des Geräts anordnen, wenn Gefahr im
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Verzug oder ein dringendes öffentliches Interesse an 
einem sofortigen Vollzug besteht oder ein Straf- oder 
Bußgeldverfahren nicht durchgeführt werden kann. 
Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so kann die 
Beseitigung der Anlage oder des Geräts nur angeord­
net werden, wenn die Zuwiderhandlung rechtskräftig 
festgestellt ist. Im Fall einer Genehmigungspflicht 
für die Anlage oder das Gerät darf die Beseitigung 
nach den Sätzen 2 oder 3 nur angeordnet werden, 
wenn die nachträgliche Genehmigung nach den Vor­
schriften des geltenden Rechts nicht erteilt werden 
kann.

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit Rechtsvorschriften 
außerhalb dieses Gesetzes besondere Bestimmungen

über die Stillegung und Beseitigung von Anlagen 
oder Geräten enthalten.

Art. 62*)
Zeitpunkt des Inkrafttretens 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1957 in Kraft.

») Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in 
der  ursprünglichen  Fassung  vom  17.  November  1956 
(BayBS I S. 327). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
späteren Änderungen ergibt sich aus den jeweiligen Än­
derungsgesetzen.
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